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Wirtschaftsstatistische Schnellinformation 

Februar 1982 Januar bis Februar 1982 

absolut Veränderung Monats- Veränderung 
gegenüber durch- gegenüber 
gleichem schnitt gleichem 

Monat des Zeitraum des 
Vorjahres Vorjahres 

in% in% 

Verarbeitendes Gewerbe 1 

Beschäftigte 1 000 175 2,6 175 3,0 
Geleistete Arbeiterstunden Miii.Std. 17 4,6 17 5,9 
Löhne und Gehälter Mill DM 442 + 1,4 448 0,3 
Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Miii.DM 2537 0,1 2576 + 1,9 

Inlandsumsatz Miii.DM 2100 + 5,1 2082 + 3,2 
Auslandsumsatz Miii. DM 437 - 19,3 494 2,9 

Auftragseingang 
ausgewählter Wirtschaftszweige Miii.DM 1 223 -20,2 1 416 + 2,3 

aus dem Inland Miii.DM 900 - 16,8 1 066 + 11,5 
aus dem Ausland Miii.DM 323 -28,4 351 - 18,2 

Energieverbrauch 1 000 t SKE 218 - 7,8 205 - 17,6 

Bauhauptgewerbe 2 

Beschäftigte 1 000 46 - 13,9 47 - 13,8 
Geleistete Arbeitsstunden Mill. St. 3 -20,2 3 -27,0 
Löhne und Gehälter Miii.DM 75 - 16,8 64 -22,3 
Baugewerblicher Umsatz 
(ohne Umsatzsteuer) Miii.DM 172 -25,0 180 -17,9 

Auftragseingang 3 Miii. DM 177 - 14,8 140 -24,7 

Baugenehmigungen 4 

Wohnbau Wohnungen 540 -56,8 657 -35,2 
Nichtwohnbau 1 OOOm 3 umbaut er Raum 390 - 18,8 413 + 3,8 

Arbeitsmarkt 

Arbeitslose Anzahl 99 518 + 60,3 99802 + 60,7 

Januar1982 Januar bis Dezember 1981 

Ausfuhr Miii.DM 608 1,0 710 + 38,5 

Ausfuhr ohne Schiffe Miii. DM 589 4,0 640 + 27,2 

Kredite 5 

Bestand am Monatsende 
kurzfnstige Kredite Miii. DM 8858 + 2,8 8798 + 7,2 
mittel- und langfristige KrediteS Miii. DM 35422 + 8,3 34 011 + 10,0 

1) Betriebe m1t im allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten. Zur Methode siehe Statistischen Benchi E 11 
2) Zur Methode s1ehe Statistischen Bericht E II 1 3) Nur Betnebe von Unternehmen mit 20 und mehr Beschaft1gten 
4) Nur Ernchtung neuer Gebäude 5) an inlandischeUnternehmen und Private 6) einschließlich durchlaufender Kred1te 

Anmerkung Zum Einzelhandel, Gastgewerbe und Fremdenverkehr können wegen Umstellung des Benchiskreises erst später w1eder 
Ergebnisse gebracht werden 
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Aktuelle Auslese 

Rückgang bei den versicherungs­
pflichtig Beschäftigten 

Am 30. Juni 1981 waren in Schleswig· 
Holstein rund 727 000 Arbeitnehmer ver· 

sicherungspflichtig beschäftigt, das bedeutet gegenüber 
dem gleichen Zeitpunkt des Vorjahres einen Rückgang 
um 0,9 %. Die seit 1976 zu beobachtende AufWärtsent· 
wiekJung der Beschäftigtenzahl, die vor allem auf die 
Zuwanderung von Deutschen nach Schleswig-Holstein 
und ein starkes Anwachsen erwerbsfahiger Altersjahr· 
gänge zurückzuführen war. ist damit Anfang 1981 umge· 
schl.tgen. Die jetzt vorliegenden Sommerergebnisse 1981 
liegen erneut unter dem Vorjahresstand. Gleichwohl 
spiegelt diese Entwicklung bei weitem nicht die drastisch 
gestiegene Arbeitslosigkeit wider. Im Baugewerbe und im 
verarbeitenden Gewerbe (dort arbeiten immerhin über 
40 Ofo aller Versicherungspflichtigen) wurden 3,2 ~'o und 
2,7 ~o weniger Personen beschäftigt. Im Vergleich zum 
Vorquartal stieg die Zahl im Baubereich allerdings saison· 
bedingt wieder um 1,4 %, in der Landwirtschaft ( - 1,7% 
gegenüber dem Vorjahr) sogar um 4,6 % an. Insgesamt 
lagen die Verbesserungen gegenüber dem Vorquartal je· 
doch weit unter dem sonst üblichen saisonalen Anstieg. 
Bei den Ausländern zeigte der Vorjahresvergleich bereits 
am 31. März 1981 einen Rückgang um 8,3 %, zum Halb­
jahresschluß erhöhte sich dieser auf 10,3 %. 

~ Über 100 000 Haushalte 
~ mit Wohngeld 

~ Ende 1981 bezogen in Schleswig-Holstein 
104 796 Haushalte Wohngeld, das sich für 

das ganze Jahr auf 152,5 Mill. DM belief. Rund 86 °/o aller 
Wohngeldempf:inger erhielten einen Mietzuschuß, die 
übrigen einen Lastenzuschuß. Gegenüber 1980 nahm die 
Zahl der Wohngeldbezieher um 13 Dfo und das gezahlte 
Wohngeld um 39 Dfo zu. Der durchschnittliche monat· 
liehe Wohngeldanspruch gehöhte sich von 88 DM auf 
115 DM. Dies ist auf die Anhebung des Wohngeldesam 
1.1.1981 zurückzuführen. Die Verbesserungen der 

5. Wohngeldnovelle wirkten sich besonders auf Haus· 
halte mit 3 und mehr Personen aus, deren Anteil am 
Empfangeckreis von 22 % auf 29 % hochschnellte. Die 
nach der Haushaltsgröße stärkste Gruppe blieben die 
Alleinstehenden mit 56 %. 

Mehr als drei Viertel aller Wohngeld7..ahlungen gingen 
an Rentner/Pensionäre (56%) und an Arbeitnehmer mit 
geringem Einkommen (23 %). AuffaUig ist die Zunahme 
Arbeitsloser, deren Zahl sich 1981 verdreifachte (auf 
5 190 oder 5 Ofo). Weitere 22 % waren Empf:i.nger von 
Sozialhilfe oder Kriegsopferfursorge. 

Erheblich weniger 
Straßenverkehisunfälle 

In den ersten beiden Monaten die~esJahres 
ist die Zahl der Unfalle auf den Straßen 

Schteswig·Holsteins und die Zahl der dabei verunglück· 
ten Personen gegenüber dem gleichen Zeitraum des Jah· 
rcs 1981 erheblich zurückgegangen. Wahrend sich im 
Januar und Februar 1982 insgesamt 1 1 068 Unfalle er· 
eigneten, waren es ein Jahr zuvor 12 836 Unfalle. Daraus 
ergibt sich ein Rückgang von 14 %. Diese Entwicklung 
dürfte hauptsächlich auf die verglcichswci\e ungünstigen 
Witterungsverhältnisse zu Beginn diese~ Jahres zurück· 
zufuhren sein, die das Verkehrsaufkommen insbesondere 
im Januar vermindert haben. 

Besonders günstig verlief die Unfallentwicklung bei den 
Unfallen mit Personenschaden. Ihre Zahl nahm um 16 °'o 
ab. Im Januar 1982 ereigneten sich sogar 20 o,o weniger 
Unfalle mit Personenschaden als im Januar des Jahres 
1981. Demgegenüber ist die Zahl der Unfalle mit reinem 
Sachschaden im Januar 1982 nur um 3 °,o zurückgegan· 
gen. Für die Monate Januar und Februar zusammen ergibt 
sich bei den Sachschadensunfallen ein Rückgang von 
13 %. Da wegen der Witterung~einflüsse nicht nur weni· 
ger, sondern auch vorsichtiger gefahren wurde, ist auch 
die Zahl der Verunglückten stark zurückgegangen, fiir 
beide Monate zusammen um 17 %. 
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Möglichkeiten und Grenzen der Umweltstatistiken 

Die Umweltstatistiken sind ein noch sehr junger Be­
standteil der amtlichen Statistik. Als im vorigen Jahr­
zehnt ökologische Aspekte in der Betrachtung der wirt­
schaftlichen und gesellschaftlichen Entwicklung einen 
Immer breiteren Raum einnahmen, wurde der Mangel 
an entsprechenden Daten sehr bald deutlich. Zwar 
gab es naturwissenschaftlich ermittelte Meßwerte zur 
Belastungssituation unserer Umwelt, aber erst mit 
dem Umweltstatistikgesetz von 197 4 wurde die nötige 
Brücke zu den Wirtschaftsstatistiken geschlagen: Seit 
1975 werden von den Betrieben des produzierenden 
Gewerbes Art. Menge und Beseitigung der Abfälle 
sowie, in tieferer Gliederung als vorher, Wasserversor­
gung, -verwendung und Abwasserbeseitigung erfragt. 
Damit wurden nicht nur die Aussagen über Volumen 
und Schädlichkeit der gewerblichen Abfälle und Ab­
wässer verbessert, sondern es ist möglich. der Güter­
produktion die Beeinträchtigung natürlicher Res­
sourcen unmittelbar gegenüberzustellen. Mit der er­
weiterten Erfassung der Investitionen des produzie­
renden Gewerbes für den Umweltschutz sollen aber 
auch die Anstrengungen der Betriebe sichtbar gemacht 
werden, negative externe Effekte für die Umwelt zu 
verhindern. Den Betrieben werden also seit 1975 ver-

Die Umweltstatistiken Im Oberblick 

mehrt auch Daten abgefordert, die nicht ihrem Rech­
nungswesen zu entnehmen sind und deshalb zum Teil 
geschätzt werden müssen. 

Seit 1975 werden auch die Daten der öffentlichen Was­
serversorgung und Abwasserbeseitigung kürzerfristig 
und mit aktualisiertem Merkmalskatalog erhoben. Ziel 
der wasserorientierten Umweltstatistiken rst es. die 
Vorfluterbelastung durch Einleitungen der Gewerbe­
betriebe und der kommunalen Abwassersysteme 
möglichst geschlossen und in regionaler Gliederung 
- u. a. nach Wassereinzugsgebieten - darzustellen. 
Daten über Wasserentnahmen und Abwassereinleitun­
gen in derselben Region können bilanzähnlich ver­
knüpft werden. 

Auf dem Gebiete der Abfallbeseitigung gibt es eben­
falls Verzahnungen der betrieblichen Daten mit denen, 
die die Setreiber der öffentlichen Abfallbeseitigungs­
anlagen und die Abfalltransporteure liefern, so daß 
neben der Entsorgungssituatron der Kreise und Ge­
meinden auch Anfuhrgebiete und Auslastung der Anla-

Bereich Bezeichnung (.Statistik der ... ") Periodizität Bisher erhoben 
(alle •.. Jahre) fur die Jahre 

Abfall 
•.. öffentlichen Abfallbeseitigung 2 1975 

1977 

.. . Abfallbeseitigung im produzierenden Gewerbe und in Krankenhäusern 1980a 

... Abfallbeseitigung und 2 

Wasser/ Abwasserbeseitigung in der Viehhaltung 
1975 

Abwasser 1977 

•.. Wasserversorgung und Abwasserbeseitigung . . . Im verarbeitenden Gewerbe 1979 
(und Bergbau) 

1981 

. . . bei Wärmekraftwerken für die 
öffentliche Versorgung 

öffentlichen Wasserversorgung und der offentliehen Abwasserbeseitigung 4 1975 
1979 

. . . Unfälle bei der Lagerung oder beim Transport wassergefährdender Stoffe 1 1975 ff . 

Investitionen ... Investitionen für den Umweltschutz Im produzierenden Gewerbe 

a) 1979 durch Rechtsverordnung um ein Jahr auf die geraden Jahreszahlen versetzt. 
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gensichtbar werden. Das Umweltstatistikgesetz ordnet 
daneben Erhebungen über Unfälle beim Transport 
oder bei der Lagerung wassergefährdender Stoffe und 
uber die Abfall- und Abwasserbeseitigung in der Vieh­
haltung an. 

Die Übersicht zeigt, daß diese Statistiken nur einen 
begrenzten Beitrag zur Bereitstellung umweltrelevanter 
Daten leisten können. Für einige Teilbereiche des 
Umweltschutzes wie zum Beispiel die Luftreinhaltung 
oder die Lärmbekämpfung werden außer den dafür 
getätigten Investitionen keinerlei Daten gewonnen. Die 
Umweltstatistiken sind ausnahmslos Primärstatistiken 
und müssen sich daher auf Erhebungsrnhalte beschrän­
ken, zu denen die Auskunftsstellen - zumeist gewerb­
liche und öffentliche Betriebe - auch Daten liefern 
können. Naturwissenschaftlich ermittelte Meßwerte 
sind von den Betrieben meist nur zu erhalten. wenn sie 
wie beim Vollzug des Abwasserabgabengesetzes 
Grundlage umweltrechtlicher Verwaltungsakte sind. 

Es wäre denkbar, das Spektrum allgemein zugäng­
licher, regional und sachlich einheitlich gegliederter 
Umweltdaten zu erweitern, indem man auch andere, 
von Umweltfachbehörden und -institutionen bereits 
gewonnene Daten von der amtlichen Statistik bundes­
weit als Sekundarstatistik aufbereiten läßt. Dieser Weg 
wurde bisher nicht beschritten, er ware auch nur in 
begrenztem Umfang begehbar. Denn wie komplex ein 
Datenspektrum sein muß, um auch nur annähernd 
"die" Umwelt zu kennzeichnen, und wie sachlich und 
räumlich heterogen die heute verfügbaren und dafür 
infrage kommenden Daten sind, zergte besonders 
deutlich die 1978 von den für Umweltfragen zustän­
digen Ministern der vier norddeutschen Bundestander 
in Auftrag gegebene Voruntersuchung einer ökologi­
schen Gesamtdarstellung der Unterelbe-/Küsten­
regron. Eine Regionaldatenbank mit flächendeckenden, 
räumlich hrnreichend kleinen Darstellungseinheiten 
und mrt dem Anspruch, zumindest für die meisten 
Umweltprobleme Entscherdungs- und Planungsrnstru­
ment zu sein, ist nur mit erheblichem Aufwand mög­
lich Fur den Untereiberaum sind die geannten Vor· 
untersuchungen noch nicht abgeschlossen. 

Erste Erfahrungen mit den Umweltstatistiken haben 
gezeigt, daß es erner langen Anlaufphase bedurfte, um 
für diese den statrstischen Erhebungen nur schwer zu­
gängliche Materie die erforderlichen Angaben zu er­
mitteln. Eine Neufassung des Gesetzes über Umwelt­
statistiken 1980 brachte durch Verzicht auf einige für 
das Ergebnis unbedeutende Randbereiche der Be­
triebserhebungen und durch gleichmäßigere Verteilung 
der Statistiken auf die Erhebungsjahre einige Verbes-

St.t Monatsh S H • 11982 

serungen. Im folgenden wird - soweit das im Rahmen 
einer Tour d'horizon möglich ist - auf Inhalt, Methode 
und bisherige Ergebnisse der einzelnen Erhebungen 
eingegangen. 

Abfall 

Die Statistik der öffentlichen Abfallbeseitigung liefert 
Angaben über das Einsammeln und Befördern der 
Abfälle, über deren Art und Menge, über die Abfall­
beseitigungsanlagen und über die Zahl der durch öf­
fentliche Abfallbeseitigung entsorgten Einwohner. Dazu 
werden zum einen die Transporteure von Haus- und 
Sperrmüll, zum anderen die Setreiber der öffentlichen 
Abfallbehandlungs- und -beseitrgungsanlagen befragt 

ln Schleswig-Holstein sind die Kreise und kreisfreien 
Städte die Träger der Abfallbeseitigung, die nach dem 
geltenden Abfallrecht zur Beseitigung verpflichtet sind, 
sich dabei aber "Dritter" bedienen können und von 
dieser Möglichkeit durch Übertragung der Aufgaben 
auf Ämter, amtsfreie Gemeinden, Zweckverbände und 
auch private Transporteure zum Teil Gebrauch 
machen 

Schwiengkeiten bereitet es nach wie vor, das Adjektiv 
.. öffentlich" auszulegen, das im Umweltstatistikgesetz 
nicht definiert ist. Zur offentliehen Abfallbesertigung 
gehört mit Sicherheit das Einsammeln, Transportieren 
und Behandeln/Beseitigen von Hausmüll und Sperr­
müll. Die Tätigkeiten der pnvaten Containerdienste 
rechnen nicht dazu. Fraglich sind vor allem die Bau­
schutt- und Bodenaushubdeponien: Eindeutrg rst, daß 
ehemalige Kiesgruben, die zur Rekultivierung im Sinne 
des Landschaftspflegegesetzes wreder aufgefullt wer­
den, kerne öffentlichen Abfallbeseitigungsanlagen sind. 
Einzubeziehen sind dagegen die vom Trager der Abfall­
beseitigung vorgehaltenen Möglichkeiten für jeder­
mann. Bodenaushub und Bauschutt abzulagern, wenn 
es sich um Anlagen im Sinne des 1972 in Kraft ge­
tretenen Abfallbeseitigungsgesetzes handelt Unbe­
friedrgend ist daran, daß abgelagerter Bauschutt in der 
Statistik der offentliehen Abfallbesertigung nur als eine 
vom nrcht bekannten Umfang der im Erhebungsjahr 
gerade erforderlichen Rekultrvrerungsmaßnahmen 
abhängige Teilmenge erscheint, die auch als Rest­
größe noch ganz erheblich das an die offentliehen An­
lagen angelieferte Abfallvolumen bestimmt: 1977 be­
trug der Anteil von Bodenaushub, Bauschutt und Stra­
ßenaufbruch 41 % des Gewichts und 17 % des Volu­
mens aller angelieferten Abfalle. 

Für die auskunftspflichtigen Setreiber der Anlagen und 
die Abfalltransporteure ist die Gewichts- und Volumen-
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bestimmung der Abfälle das Hauptproblem. Als Vo­
lumen wird von den Anlagebetreibern das Schütt­
volumen erfragt, die Transporteure nennen das Vo­
lumen vor Verdichtung in den Sammelfahrzeugen, 
ersatzweise das Volumen der aufgestellten Behälter, 
multtpfiztert mit der Abholhäufigkeit Abfallmengen mit 
sowohl Volumen- als auch Gewichtsangaben dienen 
zur Ermittlung spezifischer Gewichte der Abfallarten 
und damit zur Ergänzung fehlender t- oder m3·An­
gaben. 

Öffentliche Abfallbeseltigungs- und -behandlungsanlagen 

Art der Anlage 1975 1977 

Deponte 413 166 

Verbrennungsanlage 6 3 

Kompostierungsanlage 2 3 

Umladastattonen 5 8 

Sonsttge 10 12 

Insgesamt 431 192 

Die bisher vorliegenden Ergebnisse der Statistik der 
öffentlichen Abfallbeseitigung gelten für die Jahre 
1975 und 1977. Sie zeigen sehr deutlich, wie sich 
gerade in der M1tte des vorigen Jahrzehnts die Situa­
tion im Lande verbessert hat und der 197 4 von der 
Landesregierung herausgegebene,. Generalplan Abfall­
beseitigung" schon weitgehend vollzogen wurde: 1975 
wurden Abfälle teilweise noch auf privaten Müllkippen 
abgelagert. 6 % der Einwohner waren an die öffent­
liche Haus- und 8 % an die Sperrmüllentsorgung nicht 
angeschlossen oder hatten Privatvertrage mit Abfall­
transporteuren. Bereits 1977 dagegen wurde die Be­
völkerung total entsorgt, der Anschluß an die Müll­
abfuhr ist für alle Einwohner vorgeschrieben. Die Zen­
tralisierung der Abfallbeseitigung auf wenige, aber 
leistungsfähige und besonders unter Umweltschutz­
gesichtspunkten günstig gelegene Anlagen hat dazu 
geführt, daß 1977 nicht einmal halb so viele Anlagen 
benutzt wurden wie zwei Jahre zuvor. Von den 192 
verbliebenen sind 130 Bauschutt- oder Bodenaushub­
deponien. Die Transporteure müssen allerdings weitere 
Wege fahren. die Zahl der Umladestationen hat sich 
entsprechend erhöht Das von der Haus- und Sperr­
müllabfuhr und von anderen Direktanlieferem an die 
Anlagen gebrachte Abfallaufkommen war 1977 mit 
3,0 Mill. t um 32 % hoher als 1975. Etwa ein Drittel 
davon entfällt auf Haus- und Sperrmüll, im Durchschnitt 
400 kg Je Einwohner und Jahr. 

Sieht man einmal von der Frage ab, ob Autowracks und 
Altreifen in die Erhebungen über öffentliche Abfall-

beseitigung einzubeziehen sind oder nicht, dann wirft 
die Definition des Abfalls in dieser Statistik bei weitem 
nicht so viele Probleme auf wie in der Erhebung über 
die Abfallbeseitigung Im produzierenden Gewerbe 
und in Krankenhäusem. 

Zur Frage, wie die an den Altstoffhandel gehenden und 
die innerhalb oder außerhalb des Betriebes wieder ver­
wendeten Recycling-Stoffe anzusehen seien. gibt es 
mehrere mögliche Antworten 1 • Im Interesse der Ein­
heitlichkeit der Ergebnisse hat man sich für 1975 dafür 
entschieden. jene Stoffe als Abfall zu bezeichnen. die 
der Betrieb selbst als Abfall ansieht, deren er sich im 
Sinne des § 1 Abs. 1 Abfallbeseitigungsgesetz entle­
digen will und für deren Beseitigung ihm Kosten ent­
stehen. Im Erhebungsbogen wurde folgende Erläute­
rung gegeben: ,.Unter Abfällen sind alle in emem Be­
trieb anfallenden nicht verkaufsfähigen. nicht wieder in 
den Produktionsprozeß des Betnebes einsetzbaren 
(Kreislaufstoffe) und auch nicht anderweitig im Betrieb­
verwendbaren Stoffe zu verstehen. Es kann sich so­
wohl um feste als auch um flüssige (nicht in den Vor­
fluter leitbare) und pastose Stoffe (Schlämme aller Art) 
sowie gefaßte Gase handeln." 

Für die Erhebung 1977 ff. wurde der Abfallbegriff er­
weitert, um zu verhindern, daß das zu erfassende Ab­
fallvolumen von der Jeweiligen Marktsituation für Roh­
stoffe und damit davon abhangt, ob unerwunschte, 
aber wiederverwendbare Stoffe vom Altstoffhandel 
angenommen werden oder nicht. Unter Abfällen wer­
den nunmehr alle in einem Betrieb anfallenden Rück­
stände oder sontigen unerwünschten Stoffe ver­
standen. 

Die Abfalldaten der Wirtschaft wurden 1975 und 1977 
bei rund 3 000 Betrieben erfragt, die zu etwa drei Vier­
teln dem produzierenden Gewerbe angehören. Die 
Einbeziehung bestimmter Einzelhandels-und Verkehrs­
betriebe und der Schlachthöfe und Tierkörperbesei­
tigungsanstalten in die Abfallerhebung wurde ab 1980 
im Zuge der Statistikprogrammrevision aufgegeben, 
weil die Statistik über die Abfälle dieser Betriebe kei­
nen hohen Erkenntmswert hatten. Diese Statistik be­
schränkt sich also ab 1980 auf das produzierende Ge­
werbe und die Krankenhäuser. die nach wie vor eben­
falls ihre Abfälle melden müssen. 

Der in der Wirtschaft entstehende Abfall ist bezüglich 
seines stofflichen Charakters, seines Aggregatzustan­
des, seiner Gefährlichkeit und der notwendigen Be-

1) Vgl. H. Balles und W. Nowak. Umweltstatistik - etn Instrument 
der Umweltplanung in Wirtschaft und Stallsllk. Heft 4/197 4 
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handlungs- und Beseitigungsform enorm vielfältig und 
stellt seine Klassifizierung vor erhebliche Probleme. ln 
Zusammenarbeit mit verschiedenen Verbänden und 
Instituten wurden fur die Betriebe Fragebogen erarbei­
tet, die individuell je nach wirtschaftlicher Tätigkeit 
und zu erwartendem Abfallaufkommen zwischen 5 und 
25 spezifische Abfallarten vorgaben. Unter diesen 
etwa 400 Abfallarten gibt es Ähnlichkeiten und Über­
schneidungen, sie werden zu 97 Abfallgruppen und zu 
18 Hauptgruppen zusammengefaßt. 

Bei der Vorgabe der Maßeinheiten für die Abfälle war 
zu bedenken, daß die Betriebe durch wechselnde 
Dimensionen leichter zu Fehlern in ihren Angaben ver­
leitet werden könnten, die dann schwer erkennbar 
sein würden. Nur in Ausnahmefällen werden deshalb 
kg- statt t -Angaben zugelassen. Die Problematik aber, 
für die Abfalle eine geeignete D1mension einheitlich 
vorzugeben, wird bei den vorliegenden Ergebnissen 
deutlich: Die am Gewicht oder Volumen gemessenen 
Anteile der Abfallgruppen stehen erwartungsgemäß 
meist in diametralem Gegensatz zu ihrer Bedeutung 
für die Umweltbelastung. Die erfaßten Werte können 
zur Planung abfalltechnischer Kapazitäten beitragen, 
aber für ökologische oder umwelttoxikologische Aus­
sagen wäre erst eine Gewichtung mit der abfallspezi­
fischen Schädlichkeit nötig. Die Schädlichkeit läßt sich 
aber nicht wie im Abwasserbereich in standardisierten 
Meßgrößen ausdrücken 

Gut drei Viertel der 1977 ertaßten Betnebe gehörten 
zum produzierenden Gewerbe und erzeugten 98 % 
des Abfallaufkommens (6,6 Mill. t). Die beiden Haupt­
bereiche verarbeitendes Gewerbe und Baugewerbe 
weisen allerdings vollig unterschiedliche Abfallintensi­
täten auf. Zum Bauhauptgewerbe zählten 22 Ofo aller 
erfaßten Betriebe, deren in t gemessene Abfälle 67 % 
des gesamten erfaßten Aufkommens ausmachten. 
Jeder zehnte dieser Betriebe verfügte über eigene 
Anlagen, in denen 1 0 % der Abfälle des Bauhaupt­
gewerbes beseitigt wurden. Das sind immerhin 7 % 
aller ertaßten Abfälle. Diese Relationen beruhen nahe­
zu ausschließlich auf den angegebenen Werten der 
nur von der Menge her problematischen Abfallarten 
Bodenaushub, Bauschutt u. ä. und verdeutlichen die 
bere1ts erwahnte Schw1engkeit. Abfälle einheitlich zu 
dimensionieren und damit aggreg1erbar und vergleich­
bar zu machen. Gerade aber die Abfälle des Hoch-. 
Tief- und Straßenbaus s1nd als Inertmaterial zur Ab­
deckung von Abfällen in Deponien und zur Rekultivie­
rung oftmals sogar erwünscht. Ihre Erfassung ist daher 
nach wie vor geboten. 

ln den rund 1 400 meldepflichtigen Betrieben des ver­
arbeitenden Gewerbes entstanden 1977 rund 1, 7 Mi II. t 
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Abfall, etwa die Hälfte davon in den 300 Betrieben 
des Grundstoff- und Produktionsgütergewerbes und 
hier überwiegend in der Gewinnung und Verarbeitung 
von Steinen und Erden. Das Ernahrungsgewerbe mit 
ebenfalls etwa 300 Betrieben hatte ein Abfallaufkom­
men von 0,4 Mill. t. Das Investitionsgüter und das Ver­
brauchsguter produzierende Gewerbe kamen mit zu­
sammen 800 Betrieben auf reichlich 0,4 Mill. t. 

Abfallmengen nach Abfallhauptgruppen 1977 

Abfallhauptgruppe Betriebe Abfalle 1 

1n t 

Bauschutt und Bodenaushub 862 5 010 567 
Ofenausbruch. Hutten-und Gießeratschutt 22 26469 
Formsand, Kernsand, Staube, 

andere feste mineralische Abfalle 261 104 855 
Asche, Schlacke, Ruß aus der Verbrennung 195 297 360 

Metallurgische Schlacken und Krätzen 27 65 715 
Metallabfalle 846 85387 
Ox1de, Hydroxide, Salze, radioaktive Abfalle, 

sonst feste produktionsspezifische Abtalle 25 374 
Sauren. Laugen, Schlämme. Laborabfalle, 

Chemikahenreste, Detergent1en, sonst1ge 
flussige produkttonsspezifische Abfälle 143 27 154 

Losungsmittel, Farben. Lacke, Klebstoffe 176 5267 
Mmeralolabfälle, Ölschlämme, Phenole 851 29 716 
Kunststoff·. Gummi- und Textilabfalle 678 39896 
Schlamme aus Wasseraufbereitung 84 18437 
Sonsttge Schlamme 

(einschließlich Abwasserretnlgung) 147 226455 

Hausmullahnliche Gewerbeabfälle (Kuchen-
und Kantinenabfälle, Abfälle aus Beleg-
schaftsunterkunften, Kehncht. 
Gartenäbfalle) 2 911 332 147 

Papier· und Pappeabfalle 167 33031 
Sonstige organische Abfälle 887 306 267 
Krankenhausspezifische Abfalle 111 2002 
Abfalle, anderweitig nicht genannt 36 26639 

Insgesamt 2 998 6 637 738 

1) ohne Ruckstände aus Abfallbehandlungsanlagen, etnschl der 
von anderen Betrieben übernommenen Abfälle 

Für d1e Planung öffentlicher Abfallbeseitigungskapazi­
täten ist es von entscheidender Bedeutung zu w1ssen, 
in welchem Umfang und auf welche Weise die gewerb­
liche Wirtschaft für die Beseitigung ihrer Abfälle selbst 
Sorge trägt. Je nach Abfall- und Beseitigungsart kann 
von den behördlichen Abfallplanern die Eigemn1tiative 
oder die Übernahme in die öffentliche Entsorgung ge­
wünscht oder gar vorgeschrieben sein. D1e betneb­
lichen Abfallbeseitigungsanlagen und deren Anteil an 
der Entsorgung sind deshalb ebenfalls Gegenstand 
der Abfallstat1stik. 

Der Begriff "Abfallbeseitigungsanlage" ist gebräuchlich 
geworden, obwohl mit ihm e1n gewisses Wunsch-

- 85-



denken verbunden ist: ln einer Deponie werden, wie 
es dieser Name auch ausdrückt, die Abfälle nur end­
gültig gelagert und nicht beseitigt. Die damit verbun­
dene Änderung der Geländegestalt kann allerdings 
durchaus erwünscht oder sogar Teil einer vorgeschrie­
benen Rekultivierungsmaßnahme sein (zum Beispiel 
Wiederauffüllung von Kiesgruben oder Steinbrüchen). 
Auch die Müllverbrennungsanlage beseitigt die Abfälle 
ntcht vollständig, sondern die Schlacke muß als ,.Sekun­
därabfall" einer Deponie zugeführt werden. Die nor­
malen Feuerungsanlagen, die von den Betrieben für 
brennbare Abfälle benutzt werden, sind wegen der 
möglichen und kaum überwachbaren Immission pro­
blematisch. Andere abfalltechnische Anlagen sind 
entweder Sammelstellen oder Behandlungsanlagen, 
die der Einfachheit halber unter den Begriff der Besei­
tigungsanlage subsumiert werden. 

Von den für 1977 erfaßten Betrieben verfügten 216 
oder 7% über betriebseigene oder gepachtete Anla­
gen zur Abfallbeseitigung. Diese Betriebe hatten am 
gesamten Abfallaufkommen einen Anteil von 24 %, 
den sie zu drei Vierteln ihren eigenen Anlagen zuführ­
ten. Etwa 18 % der gesamten Abfälle wurden also von 
den Betrieben beseitigt, ohne daß dafür die öffentliche 
oder gewerbliche Entsorgung in Anspruch genommen 
wurde. 

Statistisch nur schwer zu erfassen wie auch darzustel­
len ist die Nutzung betrieblicher Anlagen wegen der 
erforderlichen Trennung in Primär- und Sekundär­
abfälle, wobei Primärabfälle die unmittelbar aus der 
Produktion und Sekundärabfälle die als output der 
Behandlungsanlagen (Verbrennung, Kompostierung, 
Neutralisation, Entgiftung, Emulsionstrennung) ent­
stehenden Abfälle sind. Weil diese Daten besonders 
interessant sind, hat man für das Erhebungsjahr 1980 
präzisere und weitergehende Fragestellungen vorge­
sehen. 

Da bekanntlich auch die Tierhaltung und die tierischen 
Exkremente umweltschädigend wirken können, werden 
auch die Abfälle in der Viehhaltung statistisch erfaßt. 
Auskunftspflichtig sind Betriebe, deren Bestände an 
Legehennen, Mastgeflügel oder Schweinen bestimmte 
Mindestgrößen überschreiten und deren Haltungs­
anlagen genehmigungspflichtig sind. Für 1979 wurden 
54 Geflügelhaltungsbetriebe mit zusammen 2,5 Mill. 
Tieren und 130 Betriebe mit Schweinehaltung (150 000 
Tiere) und zwei Betriebe mit sowohl Geflügel- als auch 
Schweinehaltung in meldepflichtigem Umfang erfaßt. 

Über diese genehmigungspflichtigen Haltungen wer­
den jeweils weniger als 1 % der Hühner- bzw. Schwel-

nahalter erfaßt. Nach dem Bestandsumfang entfallen 
mehr als die Hälfte des Geflügels, aber weniger als 
1 0 % der Schweine auf diese Betriebsgruppe, in der 
insgesamt in den meldepflichtigen Anlagen 43 000 t 
Festmist, 17 000 m3 Jauche und 333 000 m3 Rüssig­
mist (Gülle) anfielen. Für eine Ausbringung im eigenen 
landwirtschaftlichen Betrieb standen insgesamt 
16 ooo ha LF zur Verfügung. Da die Massenviehhaltung 
strenge gewerberechtliche Auflagen erfüllen muß und 
unter Gesichtspunkten des Umweltschutzes daher 
relativ unproblematisch ist, andererseits aber die klei­
neren Tierhaltungen ebenso wie die gesamte Rindvieh­
haltung nicht berücksichtigt sind, ist der Aussagewert 
dieser Ergebnisse nicht allzu hoch zu veranschlagen. 

Dieselben Viehhaltungsbetriebe melden auch, ob in 
ihren Haltungen Abwasser anfällt und, wenn ja, ob und 
in welcher Anlage es geklärt wird. Auf diese Daten wird 
wegen ihrer geringen Bedeutung im folgenden Absatz 
nicht mehr näher eingegangen. 

Wasser und Abwasser 

Die Versorgung der Haushalte und Arbeitsstätten mit 
Wasser und die Ableitung und Reinigung des Abwas­
sers sind Leistungen, die ähnlich wie die Strom- und 
Gasversorgung nicht von mehreren im Wettbewerb 
stehenden Anbietern erbracht werden können. Die 
dafür nötigen Investitionen können aus bautechnischen 
und Kostengründen für ein bestimmtes Gebiet nur 
einmal vorgenommen werden. Wegen des damit ver­
bundenen Wettbewerbsgebietsschutzes wird die Was­
serversorgung und Abwasserbeseitigung durchweg 
von kommunalen Eigen- und Regiebetrieben, von 
Unternehmen privater Rechtsform im Staatsbesitz 
oder von Zweckverbänden mit öffentlich-rechtlicher 
Satzung betrieben. Deren Versorgungs- und Kanalisa­
tionsnetze und deren Kläranlagen gehören zu den 
wichtigsten Errungenschaften einer Region, für die 
man mittlerweile das Wort Infrastruktureinrichtungen 
geprägt hat. 

Dennoch ist der Begriff öffentliche Wasserversor­
gung und Abwasserbeseitigung ähnlich schwer 
abzugrenzen wie die öffentliche Abfallbeseitigung. ln 
Ausnahmefällen wird - insbesondere bei dünner oder 
erst beginnender Besiedelung - von privaten Inter­
essengemeinschaften der Anwohner oder von Genos­
senschaften die Initiative zur Schaffung von Versor­
gungs- oder Kanalnetzen ergriffen, für die der Begriff 
"zentrale Versorgung" oder .. zentrale Abwasserbesei­
tigung" zutrifft, das Adjektiv "öffentlich" auch nach 
allen dafür denkbaren Kriterien dagegen nicht. Da-

- 86 -

Stat Monat•h S·H, 411982 



neben gibt es ohnehin eine nicht unbeträchtliche Zahl 
von Wasserverbrauchern in Haushalten, Landwirtschaft 
und Gewerbe wie auch im öffentlichen Bereich, die 
weder an ein öffentliches noch an ein sonstiges zen­
trales Netz angeschlossen sind, sondern ihre Wasser 
in eigenen Brunnen selbst gewinnen und/oder ihr Ab­
wasser selbst direkt in den Vorfluter oder zum Bei­
spiel über Hauskläranlagen direkt in den Untergrund 
einleiten. Die Zahl der an die öffentliche Wasserversor­
gung oder Abwasserbeseitigung nicht angeschlos­
senen Einwohner darf daher nicht in dem Sinne inter­
pretiert werden, daß dieser Bevölkerungsteil kein flie­
ßend Wasser oder kein WC habe und seine Wohn­
qualität minder sei. 

Die Statistik der öffentlichen Wasserversorgung und 
der öffentlichen Abwasserbeseitigung ist seit 1975 
Bestandteil der Umweltstatistiken. Sie wurde vorher 
für 1957, 1963 und 1969 als ebenfalls bundeseinheit­
liche Erhebung durchgeführt. Die Verkurzung der 
Penodizität auf vier Jahre, die Fragen nach den Ana­
lysen des gewonnenen Roh- und Reinwassers, die Er­
fassung der Jahresabwassermengen und deren Schäd­
lichkeit waren die wesentlichen Veränderungen zu 
früheren Erhebungen. Ergebnisse liegen für 1975 vor, 
für das Erhebungsjahr 1979 werden sie wegen der 
sehr umfangreichen Abstimmarbeiten zwischen Was­
seraufkommmen, Abwasserableitung und Kläranlagen­
durchfluß und wegen der rückfrageintensiven Bearbei­
tung erst im Laufe dieses Jahres entstehen. 

Gegen Ende des Jahres 1975 waren 739 von insge­
samt 1 168 Städten und Gemeinden an die öffent­
liche Wasserversorgung angeschlossen. ln den letzten 
sechs Jahren stieg der Versorgungsgrad der schles­
wig-holsteinischen Bevölkerung von 81 ,3 % im Jahre 
1969 um 7,5% auf 87,4% im Jahre 1975. Dennoch 
ist dieser Anteil wegen der vergleichsweise dünneren 
Besiedelung des Landes deutlich niedriger als der ent­
sprechende Bundeswert (95,8 %). Auf dem schleswig­
holsteinischen Mittelrücken und im Herzogtum Lauen­
burg sind die geologischen Voraussetzungen für die 
Einzelversorgung mit Brunnen recht gut, so daß dort 
auch die Einrichtung einer öffentlichen Wasserversor­
gung nicht so nötig ist wie anderswo. 

Von 1969 b1s 1975 erhöhte sich der Trinkwasserver­
brauch von Haushalten, Gewerbebetrieben und ande­
ren Letztverbrauchern. auf den versorgten Einwohner 
bezogen, von 53,5 m3 um 20,9% auf 64,7 m3. Dies 
entspricht einer jährlichen Zunahme um gut 3 %. Zur 
Deckung des zunehmenden Wasserbedarfs steigerten 
die schleswig-holsteinischen Wasserversorgungsunter­
nehmen die Eigengewinnung, die nahezu völlig aus 
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Die öffentliche Wasserversorgung ln den Jahren 1969 und 1975 

1969 1975 Verän· 
derung 

in% 

Schleswig·Holstelnische 
Wasserversorgungsunternehmen 

Eigengewinnung 1 000 m3 112592 146 571 + 30.2 
Fremdbezug 1 000 m3 11 200 14 786 + 32,0 
Wasseraufkommen 1 000 m3 123 793 161 357 + 30,3 

Wasserversorgung 
in Schleswig·Holstein 1 

Wasserabgabe 
an Letztverbraucher 1 000 m3 110838 145986 + 31,7 

Anteil der versorgten Einwohner 
an der Wohnbevölkerung 
(Stand 30. Juni) % 81 ,3 87,4 + 7,5 

Wasserverbrauch je Einw. m3 53,5 64,7 + 20,9 

1) einschließlich der von Harnburg unmittelbar versorgten Einwoh­
ner und deren Verbrauchsmengen 

Grundwasser stammt, von 113 Mill. m3 im Jahre 1969 
um gut 30% auf 147 Mill.m3 im Jahre 1975. Da die 
Wasserversorgungsunternehmen ihr Wasser sowohl 
von anderen Unternehmen beziehen wie auch an 
andere weitergeben können, ist eine Darstellung des 
gesamten .. Wasseraufkommens" der versorgenden 
Unternehmen des Landes nur möglich, wenn man 
Doppelzählungen in Kauf nimmt. Eine Aufteilung der 
Fremdbezüge und der Ueferungen an andere Unter­
nehmen nach Empfänger und Ueferant wäre weder 
erhebbar noch vom Aufwand her zu rechtfertigen. Das 
unter diesem Vorbehalt ermittelte "Aufkommen" der 
239 schleswig-holsteinischen Wasserversorgungs­
unternehmen erhöhte sich von 1969 bis 1975 um 
30 % auf 161 Mill. m3. 

Die Wasserversorgungsdaten können außer nach dem 
Sitz des Versorgungsunternehmens oder nach den 
versorgten Gemeinden auch nach dem Standort der 
Wassergewinnungsanlage regionalisiert werden. Die 
letztere Gliederung ist sinnvoll, wenn über das Aus­
maß der Wasserentnahmen aus bestimmten, wasser­
wirtschaftlich unterschiedlich bedeutsamen Gebieten 
Aussagen getroffen werden sollen. Dann steht nicht 
so sehr das Reinwasser, das heißt das in das Vertei­
lungsnetz gelangende selbstgewonnene Wasser, son­
dern das Rohwasser (selbstgewonnenes Wasser vor 
der Aufbereitung) und seine Beschaffenheit im Vorder­
grund der Betrachtung ln Schleswig-Holstein wurden 
1975 184 Mill m3 Rohwasser gewonnen, die daraus 
aufbereitete Remwassermenge von 182 Mill. m3 entfiel 
zu einem nennenswerten Teil (etwa 36 Mi II. m3) auf 
Gewinnungsanlagen der Hamburger Wasserwerke. die 
allerdings auch für viele Gemeinden des Hamburger 
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Umlands Träger der öffentlichen Wasserversorgung 
sind und zum Teil auch dieses Wasser zur Weiterver­
teilung an schleswig-holsteinische Gemeinden liefern, 
so daß von diesem guten schleswig-holsteinischen 
Trinkwasser letztlich 18 % im Lande blieb. 

Das Wasser kann für die unterschiedlichsten Zwecke 
verwendet werden. Im Zuge des Produktionsprozesses 
kann es Bestandteil von Erzeugnissen werden wie zum 
Beispiel im Ernährungsgewerbe. Es muß nicht über die 
Abwassersysteme in seinen natürlichen Kreislauf zu­
rückgelangen; umgekehrt nimmt die Kanalisation auch 
Abwassermengen auf, die nicht durch Entnahme aus 
der Wasserversorgung und anschließende Nutzung 
entstanden sind (zum Beispiel Grund- und Bachwasser 
oder das selbstgewonnene Wasser von Haushalten 
und Betrieben). Da das Wasser aber insbesondere 
auch Transportmittel für die menschlichen Stoffwech­
selprodukte und für viele Abfälle ist, gibt es für das 
Abwassernetz auch den Begriff der Schwemmkanali­
sation. Das Problem, die eigenen Exkremente zu besei­
tigen, hat - wie nachstehendes Bibelzitat zeigt -
die Menschheit seit eh und je beschäftigt. Es mit der 
Schwemmkanalisation zu lösen trägt das Paradoxon 
in sich, daß aus Gesichtspunkten des Umweltschutzes 
das vorsätzlich verschmutzte Wasser in den Kläranla­
gen anschließend wieder gereinigt werden muß 2 . 

.Und du sollst emen Ort außerhalb des Lagers haben. wohm 
du gehest zur Notdurft der Natur. Und du sollst em Schauflein 
am Gürtel tragen. und wenn du gesessen btst. sollst du 
nngsum graben und mtt Erde bedecken. was von df( gegan­
gen und wovon du erletchtert worden. und soll also dein 
Lager heiltg sein und nichts Unflattges dann gesehen wer­
den. auf daß der Herr dich nicht verlasse· 

(5 Buch Moses, Kap. 23). 

Eine öffentliche Abwasserbeseitigung wurde Ende 
1975 in 516 der 1 168 Städte und Gemeinden Schles­
wig-Holsteins durchgeführt. Unterentsorgt sind vor 
allem Gemeinden mit weniger als 1 000 Einwohnern. 
Der Anteil der an die öffentliche Kanalisation ange­
schlossenen Einwohner konnte in den letzten Jahr­
zehnten allerdings deutlich gesteigert werden: Er lag 
1957 bei 48 %, 1975 betrug er 71 %. Wegen der dich­
teren Besiedelung liegt der vergleichbare Bundeswert 
für 1975 mit 86% deutlich höher. Der Anschluß wei­
terer Wohngebiete an die Sammetkanalisation wird mit 
steigendem Entsorgungsgrad aufwendiger, weil die 
verbleibenden Gebiete die am dünnsten besiedelten 
sind. 

2) Vgl. R Braun, Gedanken zur Entsorgung, in .Der Städletag". 
Heft 1/ 1979 

Der höhere Entsorgungsgrad der Einwohner konnte 
also nur durch eine überproportionale Erweiterung 
des Kanalnetzes erreicht werden. Während sich von 

1957 bis 1975 der Anteil der an die Kanalisation ange­
schlossenen Einwohner um etwa die Hälfte erhöhte, 
vervierfachte sich im gleichen Zeitraum die dazu nöti­
ge Kanalnetzlänge. Der Anteil der Mischkanalisation, 
in der Regen- und Abwasser gemeinsam gesammelt 
und abgeleitet werden, ging zugunsten der Trenn­
kanalisation deutlich zurück. 

Weil die Abwässer möglichst ohne aufwendige Druck­
leitungen, sondern statt dessen unter Ausnutzung des 
natürlichen Gefälles in die Vorfluter gelangen sollen, 
sind die einzelnen Kanalnetze nicht unbedingt mit 
wachsender Größe auch vorteilhafter Die öffentliche 
Abwasserbeseitigung wird daher im Gegensatz zur 
Wasserversorgung auch von den kleinen und mittleren 
Gemeinden oft selbst betrieben. Von den 516 Gemein­
den Schleswig-Holsteins, in denen es 1975 eine öffent­
liche Sammetkanalisation gab, führten 451 die Ab­
wasserableitung in eigener Regie durch. 

Die Zahl der Kläranlagen hat sich von 1963 bis 1969 
um etwa die Hälfte erhöht, von 1969 bis 1975 sogar 
verdoppelt. Nahezu das gesamte in öffentliche Sam­
metkanalisationen geleitete Abwasser wird heute in 
Kläranlagen gereinigt. Mit der zunehmenden Zahl der 
Anlagen geht auch die Verbesserung der Klärtechnik 
einher. Im Gegensatz zur fast bedeutungslos gewor­
denen nur mechanisch arbeitenden Kläranlage, deren 
Anteil im Jahre 1963, nach entsorgten Einwohnern 
gerechnet, noch 35 % betrug, haben sich die Kläranla­
gen mit vollbiologischer Behandlungsart durchgesetzt. 
Von der 131 Mill. m3 umfassenden Abwassermenge, 
die den Kläranlagen in Schleswig-Holstein im Jahre 
1975 zugeführt wurde, unterlagen etwa 93 % dieser 
hochwertigen Behandlungsart 

Die Regionalisierung der Abwasserdaten ist unter ver­
schiedenen Gesichtspunkten möglich. Wenn man die 
Daten danach gliedert, wo das gesammelte Abwasser 
in die Kanalisation eingeleitet wurde, muß man das 
Abwasseraufkommen eines Systems, ggf. auch die 
dazugehörigen Angaben zur Abwasserreinigung, auf die 
angeschlossenen Gemeinden und Gemeindeteile be­
ziehen. Dagegen wäre eine Kre1s- oder Gemeindedar­
stellung unter Gesichtspunkten der Umweltbelastung 
vor allem auch nach der Einfeitstelle in den Vorfluter 
sinnvoll. Die Aussage, wieviel Abwasser mit welcher 
Schädlichkeit in einer bestimmten administrativen 
Gebietseinheit in die Gewässer eingeleitet wurde, ist 
allerdings oft nicht ausreichend. ln Kiel zum Beispiel 
kann je nach Einleitstelle das Abwasser entweder in 
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Die öffentliche Abwasserbeseitigung seit 1957 

Einwohner am 30. 6. (1957: 31 . 12.) in 1 000 

- ln Schleswig·Holstein insgesamt 
- entsorgt durch Sammelkanalisallon 
- deren Abwasser geklärt wurde 
- nach Behandlungsart der Kläranlage 

nur mechanisch 
teilbiologisch 1 

vollbiologisch 

Kanalnetzlänge ln km 

Mischkanalisation 
Trennkanalisation - Schmutzwasserkanäle 

- Regenwasserkanäle 

Kläranlagen Insgesamt 

1) mit oder ohne mechamsche(r) Vorbehandlung 

1957 

2263 
1 085 

681 

2208 

999 
687 
552 

die Eider und damit in die Nordsee oder aber über 
andere Wege in die Ostsee gelangen. ln den wasser­
orientierten Umweltstatistiken gibt es daher eine Form 
der Regionalgliederung, die es in der amtlichen Statt­
stik sonst nicht gibt: Die Daten werden außer in der 
gebräuchlichen Kreis- und Gemeindegliederung auch 
nach Wassereinzugsgebieten aufbereitet, das heißt 
danach, wie nach den topographischen Gegebenheiten 
das Wasser oberirdisch abläuft. Auf diese Weise ist es 
möglich, die Abwasserleitungen nach den letztlich be­
lasteten Vorflutern zu gliedern. Je nach Gliederungs­
tiefe ist es unter Umständen möglich, auch Neben­
flüsse oder bestimmte Küstenabschnitte darzustellen. 

Die Abgrenzung der Wassereinzugsgebiete ist in den 
letzten Jahren bundeseinheitlich weiter vorangetrie­
ben worden. ln Schleswig-Holstein führte diese Arbei­
ten das Landesamt für Wasserhaushalt und Küsten 
durch. Von dort wurde zwar umfangreiches Karten­
material bereitgestellt, für die kleinräumlich hinrei­
chend genaue Zuordnung mußten im Statistischen 
Landesamt allerdings die auf der Wasserscheide lie­
genden Gemeinden entweder nach ihrem Schwerpunkt 
der Besiedlung einem der fraglichen Wassereinzugs­
gebiete zugeordnet oder aber aufgeteilt werden. ln 
Einzelfällen kann das Kanalnetz die Wasserscheide 
überschreiten. so daß d1e Abwässer nicht in denjeni­
gen Vorfluter geleitet werden. in dessen Einzugsgebiet 
s1e in das Kanalnetz h1neingelangten. Zur richtigen 
Zuordnung der Abwässer sind also Kenntnisse über 
die Einleitstellen der Kläranlagen nötig 

Die Ermittlung der Abwassermengen bereitet den 
auskunftspflichtigen Betreibern der öffentlichen Ab-

Im Erhebungsjahr Veränderung 
1975 zu 1969 

1963 1969 1975 tn% 

2364 2547 2584 + 1 
1 303 1 503 1 827 + 22 

887 1 190 1 747 + 50 

309 224 44 80 
35 194 100 48 

544 772 1 602 + 108 

3823 5846 9301 + 59 

852 920 939 + 2 
1679 2 771 4476 + 62 
1 292 2155 3886 + 80 

121 198 392 + 98 

Wasserbeseitigung zum Teil erhebliche Schwierig­
keiten. Nur bei den größeren Systemen gibt es an den 
Kläranlagen entsprechende Meßvorrichtungen. Auch 
die Schädlichkeit vor und nach der Klärung kann nicht 
für alle Anlagen beurteilt werden. Für 1975 und 1979 
wurden Analysewerte für die absetzbaren Stoffe nach 
zwei Stunden in Milliliter je Uter, für den chemischen 
Sauerstoffbedarf (CSB) und für den biochemischen 
Sauerstoffbedarf in 5 Tagen (BSB5 ) der durch Sedi­
mentation von den absetzbaren Stoffen befreiten Pro­
ben in Milligramm Je Uter gefordert. Die absetzbaren 
Stoffe und der CSB gehören zu den Parametern des 
1978 1n Kraft getretenen Abwasserabgabengesetzes, 
nach denen der zulässige Verschmutzungsgrad des 
Abwassers definiert und ggf. die Abwasserabgabe ab 
1981 festgesetzt wird. 

Die bisher noch in der Erhebung geforderte Aufteilung 
des Abwasseraufkommens in häusliche und gewerb­
liche Mengen hat nur unbefriedigenden Erfolg gehabt, 
weil dazu die Berichtspflichtigen meistens kaum in 
der Lage waren und dann sehr vage schätzen mußten. 
Bessere Anhaltspunkte liefert dazu - wenn auch nur 
ein Teil der Gewerbebetriebe meldepflichtig ist - die 
Statistik der Wasserversorgung und Abwasserbesei­
tigung im verarbeitenden Gewerbe. Zu dieser Stati­
stik melden die Betnebe dieses Wirtschaftsbereiches 
mit im allgemeinen 20 und mehr Beschäftigten ihr 
Wasseraufkommen, die Verwendung und die Abwas­
serbehandlung und -ableitung. 

Das Wasseraufkommen der 1979 etwa 1 600 melde­
pflichtigen Betnebe war mit 118 Mill.m3 immerhin nur 
um etwa em Fünftel geringer als die 1975 über das 
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Wasser und Abwasser verarbeitenden 

Fremdbezug 

aus dem 
offentliehen 
Netz 13 

Eigengewinnung 

Grundwasser 60 

AUFKOMMEN 

Ungenutzt 
abgeleitet 

~('---- Im Betrieb wieder genutzt 

Oberflächen­
wasser 34 

Quell­
wasser 

NUTZUNG 

und fur sonst1ge Zwecke 

Bei Mehrfachnutzung Wird dieselbe 
Wassermenge nache~nancler für verschie· 
dene Zwecke eingesetzt, be1 Kreislauf­
nutzung dagegen laufend für denselben 
Zweck; es wird entsprechend der Zahl 
der Nutzungen mehrfach gezählt. 

Alle Zahlen Im Bild: Millionen m3 

01e Differenz zwischen Wasseraufkom­
men und Wasserableitung geht zum 
gr08ten Teil in Produkte e1n. 

GRAFIKDESMONATSAPRJt. 1982 05249Statt.aS-H 

Gewerbe 

ABLEITUNG 

Untergrund 7 
Öffentliche 
Kanalisation 22 

1979 

Oberflachengewässer 73 



öffentliche Netz an alle Letztverbraucher gelieferte 
Wassermenge. Allerdings gewannen die Betriebe etwa 
82 % ihres Wasseraufkommens selbst. Von diesen 
97 Mill. m3 stamme.n nicht ganz zwei Drittel aus dem 
Grundwasser und der Rest aus Oberflächengewäs­
sern. Aus dem öffentlichen Netz bezogen die Betriebe 
des verarbeitenden Gewerbes lediglich 13 Mill. m3 , 
das wären 9 % des Trinkwasser-Letztverbrauchs von 
1975. Durch Mehrfach- oder Kreislaufnutzung im Be­
trieb, insbesondere zur Kühlung von Produktions- oder 
Stromerzeugungsanlagen, konnte mit den 118 Mi II. m3 

Wasseraufkommen ein Nutzeffekt erreicht werden, für 
den man bei ausschließlich etnfacher Nutzung 700 
Mi II. m3 benötigt hätte. 

Vom Wasseraufkommen der Betriebe gingen 14 Mill.m3 

oder 12 % in Produkte ein und gut 9 Mi II. m3 wurden 
an Dritte abgegeben oder ungenutzt abgeleitet. Das 
von den Betrieben genutzte und behandelt oder unbe­
handelt abgeleitete Abwasser erreichte ein Volumen 
von 95 Mill. m3. Gut ein Viertel davon wurde in den 
225 betriebseigenen Anlagen behandelt. Man spricht 
in diesem Zusammenhang von Behandlung und nicht 
von Klärung, weil die produktionsspezifischen Ab­
wässer oft nicht der Klärung, sondern der chemischen 
oder chemisch-physikalischen Behandlung wie zum 
Belspiel der Neutralisierung oder der Fällung bedürfen. 

Die von den Betriebenunbehandelt in ein Oberflächen­
gewässer oder in den Untergrund eingeleitete Abwas­
sermenge von 53 Mill. m3 ist relativ hoch. Sie besteht 
allerdings zu 61 % aus Kühlwasser, das, soweit nicht 
rückgekühlt, den Vorfluter lediglich hinsichtlich der 
Temperatur belasten kann. 

Etwa ein Viertel der betrieblichen Abwässer, die den 
Betrieb verließen, wurde vor der Ableitung behandelt. 
Die behandelten Abwässer flossen überwiegend direkt 
in den Vorfluter oder in den Untergrund, der geringere 
Teil (12 %) ging in die öffentliche Kanalisation. Das 
Behandlungsvolumen der betrieblichen Anlagen um­
faßt weitere 11 Mill. m3 , die einer nachgeschalteten 
anderen Reinigungsanlage des Betriebes zugeführt 
wurden oder aber als Brauchwasser in den Produk­
tionsprozeß zurückgelangten. 

Wie auch in der Erhebung über die öffentliche Abwas­
serbeseitigung bereitet den Betrieben die Frage nach 
Menge, Art, Festigkeit und Beseitigung des in den 
Anlagen entstandenen Klärschlamms erhebliche 
Schwierigkeiten. Die Volumina sind schwer zu schät­
zen, ebenso der Wassergehalt Oft aber sind die Be­
triebe mit der Schlammbehandlung selbst nicht befaßt, 
sondern übertragen diese Aufgabe einem gewerb-

Iichen Spezialbetrieb. Das Rohschlammaufkommen 
von ntcht ganz 300 000 m3 reduzierte sich durch Ent­
wässerung auf zwei Drittel, es wurde überwiegend 
(80 %) im eigenen Betrieb beseitigt. 

Die Wärmekraftwerke für die öffentliche Versorgung 
benötigen zur Kühlung ihrer Stromerzeugungsanlagen 
enorme Wassermengen. Auch ihre Wasserversorgung 
und Abwasserbeseitigung ist daher Erhebungsinhalt 
einer gesonderten Umweltstatistik. Meldepflichtig 
waren nach Maßgabe des Sitzes der Produktfonsstätte 
1979 in Schleswig-Holstein 16 Betriebe. Vier von 
diesen Werken erzeugten den Strom mit Gasturbinen 
oder Gasmotor, die übrigen mit Wasserdampfturbinen. 
Die Kernkraftwerke Brunsbüttel und Krümmet waren 
für 1979 meldepflichtig. Ste verbrauchten auch Was­
ser, erzeugten aber keinen Strom für das öffentliche 
Netz. 

Das Wasseraufkommen dieser Kraftwerke war 1979 
mit 1,4 Mrd. m3 zwar um 29 % geringer als zwei Jahre 
zuvor, es war damit aber immer noch fast achtmal so 
groß wie die Rohwasserförderung in Schleswtg-Hol­
stein für die öffentliche Trinkwasserversorgung 1975. 
Bis auf eine geringfügige Menge an fremdbezogenem 
Wasser und selbstgewonnenem Grundwasser (zusam­
men 3, 7 Mill. m 3) deckten die Wärmekraftwerke ihren 
Hauptbedarf mit selbstgewonnenem Oberflächen­
wasser, das nahezu ausschließlich als Kühlwasser ge­
nutzt wurde. 

Neben dem einfach genutzten Kühlwasser (Durchlauf­
wasser} wurden relativ geringe Mengen in Kreisläufen 
als Kühlwasser für Stromerzeugung, als Kesselspeise­
wasser zur Dampferzeugung und für sonstige Zwecke 
genutzt. Das Abwasser wurde bis auf geringe Mengen 
unbehandelt und ungekühlt in Oberflächengewässer 
abgeleitet . 

Zu den wasserorientierten Umweltstatistiken gehören 
außerdem die Erhebungen über die Unfälle bei der 
Lagerung und beim Transport wassergefährdender 
Stoffe. Über die Wasserbehörden werden alle nach 
dem Landeswassergesetz meldepflichtigen Schadens­
fälle erfaßt und jährlich ausgewertet. Bis 1979 lag die 
Untergrenze für die Meldepflicht und damit auch für 
die Statistik bei einer ausgelaufenen Menge von 
300 Utern, sie wurde durch Änderung des Landes­
wassergesetzes im Mai 1979 auf 1 00 Uter gesenkt. 
ln das Jahresergebnis für 1979 gingen noch ausschließ­
lich Unfälle mit mehr als 300 Utern ausgelaufener 
Schadstoffmenge ein. 

Bei den 25 Lagerungs- und 35 Transportunfällen des 
Jahres 1979 waren überwiegend schweres Heizöl, 
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leichtes Heizöl und Dieselkraftstoffe sowie sonstige 
Mineralölprodukte ausgelaufen. Die Transportunfälle 
betrafen hauptsächlich die Schiffahrtswege, Häfen 
und Küstengewässer. Menschliches Versagen als 
Unfallursache und eine hohe Dunkelziffer von nicht 
feststellbaren Ursachen kennzeichnen die Transport· 
unfälle. Bei 16 der 25 Lagerungsunfälle wurde der 
Boden verunreinigt, so daß die Schadstoffe zum Teil 
in das Grundwasser und die Wasserläufe gelangten. 
Technische Ursachen beim Füllen und menschliches 
Versagen waren hier die Hauptunfallquellen. 

Bei strenger Auslegung des Wortes "Unfall" wären in 
diesen Statistiken die vorsätzlichen Ableitungen von 
Schadstoffen, wie sie auf hoher See und auch im Be­
reich der Küstengewässer leider vorkommen, nicht 
zu erfassen. Wird lediglich der Schaden festgestellt, 
ohne daß der Verursacher greifbar ist, können die 
Meldebehörden viele der geforderten Daten nicht lie· 
fern. ln den Ergebnistabellen ist daher häufig der Nach· 
weis der Fälle "ohne Angabe" zum jeweiligen Merkmal 
erforderlich. 

Investitionen für den Umweltschutz 

Damit sichtbar gemacht wird, in welchem Umfang die 
im Zuge des Produktionsprozesses entstehenden Ge· 
fahren für die Umwelt von den Produzenten selbst ge­
mindert oder beseitigt werden, gehdrt zu den Umwelt· 
statistiken auch die Erhebung über die Umweltschutz­
investitionen im produzierenden Gewerbe. Melde­
pflichtig dazu sind die etwa 1 200 Unternehmen des 
verarbeitenden Gewerbes und des Bergbaus sowie 
die 600 des Bauhauptgewerbes mit mindestens 20 Be­
schäftigten. Im Ausbaugewerbe gilt wegen der klein­
gewerblichen Struktur eine Erfassungsgrenze von 
1 0 Beschäftigten (gut 700 Unternehmen), aus dem 
Bereich Energie- und Wasserversorgung melden 
- nach unterschiedlichen Kriterien - etwa 100 Unter· 
nehmen. Die Daten werden zusammen mit den allge­
meinen Daten zum Jahresergebnis und zur Investitions­
tätigkeit erfragt. ln den Bereichen Energie- und Was­
serversorgung und verarbeitendes Gewerbe ist die 
wirtschaftliche Aktivität in Form von Niederlassungen, 
Rlialen u. ä häufig regional stark gestreut, dort werden 
daher auch Betriebsdaten erhoben. 

Zur Beurteilung der Belastung der Unternehmen mit 
Umweltschutzmaßnahmen müßten außer den inve­
stiven auch die laufenden betrieblichen Aufwendungen 
herangezogen werden. Eine breit angelegte Erhebung 
dieser Kosten würde daran scheitern, daß diese Anga­
ben den Kostenrechnungen der meldepflichtigen 
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Unternehmen und Betriebe nicht zu entnehmen sind. 
ln den Erhebungsjahren 1975 bis 1978 sind zumindest 
die Gebühren und Beiträge für den Umweltschutz wie 
zum Beispiel Müllabfuhrgebühren oder Kanalbenut­
zungsgebühren erhoben worden. Aber selbst diese 
Angaben wurden von den Betrieben häufig erst nach 
gezielter Rückfrage angegeben. Im Zuge der Statistik­
programmrevision von 1980 wurde die Frage nach 
den Gebühren und Beiträgen dann im Umweltstatistik­
gesetz gestrichen. 

Auch bei Beschränkung der Erfassung auf die Inve­
stitionen für den Umweltschutz bleibt eine Fülle von 
Problemen. Eindeutig ist, daß der Kauf und die Instal­
lation von Aggregaten, die ausschließlich dem Umwelt­
schutz dienen wie zum Beispiel Abwasser- oder Abfall­
behandlungsanlagen, Umweltschutzinvestitionen dar­
stellen. Wenn aber die Zugänge an Sachanlagen nur 
teilweise dem Umweltschutz dienen, dann ist dieser 
Anteil meist schwer zu quantifizieren. Oft wird über­
haupt nicht erkannt, daß in einer Maschine oder Anlage 
auch Teile enthalten sind, die die Umwelt schützen 
sollen. Streng genommen gehört auch der Auspuff 
eines Kraftfahrzeuges, Sicherlich aber die Alteranlage 
eines Schornsteins dazu. Am Beispiel eines Atom­
meilers WJrd es vielleicht besonders deutlich, w1e 
schwer es im Einzelfall sein kann, den produktions· 
techmschen vom umweltschützenden Teil der Investi­
tion zu trennen. 

Die etwa 1 700 in Schleswig-Holstein ansässigen Be­
triebe mit 1m allgemeinen mindestens 20 Beschäf· 
tigten, die in der Energie- und Wasserversorgung, im 
verarbeitenden Gewerbe oder im Bergbau tätig waren, 
investierten 1979 insgesamt 2,1 Mrd. DM und davon 
41 Mill. DM oder 2,0 % für den Umweltschutz. Auf den 
Bereich Gewässerschutz entfielen 41 Ofo und auf die 
Luftreinhaltung 45 % der Umweltschutzinvestitionen. 
Abfallbeseitigung und Lärmbekämpfung lagen mit 
ihren Anteilen bei 9 % und 5 Ofo. 

Die Investitionsobjekte waren vorwiegend (47 %) Ma­
schinen und maschinelle Anlagen und zu 12 Ofo bebau­
te Grundstücke. Der dem Umweltschutz dienende Teil 
von Sachanlagen macht nach den vorliegenden Ergeb· 
nissen 40 % aus, hierbei durfte es aus den genannten 
Gründen eine gewisse Untererfassung geben. Die­
Jenigen Sachanlagen, die angeschafft wurden, damit 
nach gesetzlichen oder behördlichen Vorschriften oder 
Auflagen (zum Beispiel Benzin-Blei-Gesetz) das Pro· 
dukt so verändert wird, daß es bei Verwendung oder 
Gebrauch die Umwelt gennger belastet, dienen nur 
mittelbar dem Umweltschutz. Diese "produktbezo­
genen" Investitionen werden recht selten getätigt. Ihr 
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Volumen war 1979 relativ gering, es darf hier aus Grün­
den der statistischen Geheimhaltung nicht näher quan­
tifiziert werden. 

Die Umweltschutzinvestitionen der Betnebe wurden 
in den letzten Jahren wesentlich durch die chemische 
Industrie bestimmt. Deren 64 Betriebe hatten an der 
Summe aller Betriebe der genannten Wirtschafts­
bereiche 1979 einen Anteil von nicht ganz einem Drit­
tel, 1978 waren es sogar 68 %. Die starken Schwan­
kungen dieses Anteils sind auf den Ausbau der Groß­
chemie in Brunsbüttel zurückzuführen, der nunmehr 
allerdings weitgehend abgewickelt ist. ln der Energie­
und Wasserwirtschaft wurden 1979 34% der Umwelt­
schutzinvestitionen getätigt, 1978 waren es nur 1 %. 

Aus den unterschiedlichen Anteilen wird deutlich, daß 
die Jahresergebnisse der lnvestitonen von einzelnen 
Großprojekten stark abhängig sind. Daß die Betriebe 
1979 um ein Viertel weniger für den Umweltschutz 
investierten als im Jahr vorher. darf daher nicht ohne 
weiteres als nachlassendes Engagement der Betriebe 

Ausländer in Schleswig-Holstein 

Nach einer Auszählung des Ausländerzentralregisters 
zum 30. September 1981 wohnen 93 300 Ausländer in 
Schleswig-Holstein. Da das Register aus Aktualitäts­
gründen unmittelbar nach dem 30. September ausge­
wertet wird, können noch nicht alle Änderungen be­
rücksichtigt sein. Folglich gibt die Auszählung nur die 
ungefähre Zahl der am 30. September in Schleswig­
Holstein wohnenden Ausländer wieder 

Mit 93 300 Personen ist die kurz nach Kriegsende er­
mittelte Ausländerzahl noch nicht erreicht. ln jenen 
Tagen lebten fast 1 00 000 Displaced Persans unter 
uns. Die meisten warteten in einem Lager auf die 
Rückreise in ihre Heimat oder auf die Ausreise nach 
Amerika oder in ein anderes Land ihrer Wahl. Anfang 
Oktober 1952 war die ausländische Lagerbevölkerung 
auf 3 300 gesunken und zusammen mit den außerhalb 
der Lager wohnenden Personen verblieben gerade 
noch 15 200 Ausländer. 1957 war die Ausländerzahl 
gar auf 12 300 gefallen. Erst danach nahm sie wieder 
zu, und bis Mitte 1966 schnellte sie auf 33 000. Die 
Rezession 1966/67 trieb die Zahl wieder unter die 
30 000-Marke, doch ab 1969 vollzog sich, mtt dem 
wirtschaftlichen Aufschwung einhergehend, wieder ein 
äußerst rasches Anwachsen der Ausländerzahlen. 

für eigene Umweltschutzmaßnahmen gewertet werden. 

Der Vergleich der Betriebs- mit den Unternehmens­
daten macht deutlich, daß über einen großen Teil der 
in Schleswig-Holstein getätigten Umweltschutzinvesti­
tionen in anderen Bundesländern entschieden wird: 
Die in Schleswig-Holstein ansässigen Unternehmen 
der Energie- und Wasserversorgung und des verarbei­
tenden Gewerbes investierten 1979 Insgesamt nur 
16 Mill. DM. Das sind - selbst unter Einschluß der 
Investitionen dieser Unternehmen in anderen Bundes­
ländern - nur 38 % der in Schleswig-Holstein durch­
geführten Investitionen. 

Von den etwa 1 300 meldepflichtigen Unternehmen 
des Baugewerbes investierten nur 28 für den Umwelt­
schutz. Sie gaben dafür insgesamt eine Mill. DM aus, 
das sind lediglich 0,5 % aller Investitionen des Bau­
gewerbes. 

Bernd Struck 

Siehe auch Statistische Benchte. Reihe Q 

Ausländer in Sdlleswlg-Holstein 1955 bis 1981 

Besonders hohe Zuwachsraten erzielten die ausländi­
schen Bevölkerungsteile aus den Ländern, in denen 
die Bundesanstalt für Arbeit Arbeitskräfte anwarb. Die 
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ersten Vereinbarungen reichen bis zum Jahr 1955 
zurück, als Italien zum Anwerbeland wurde. 1960 folg­
ten Vereinbarungen mit Spanien und Griechenland, 
1961 mit der Türkei, 1963 mit Marokko, 1964 mit 
Portugal, 1965 mit Tunesien und 1968 mit Jugoslawien. 
Das zweite Bild zeigt noch deutlicher als das erste 
Bild, wie sich die Zahl der Ausländer aus den Anwerbe­
ländern unmittelbar nach diesen Vereinbarungs­
terminen erhohte. Die Zuwachsrate der Ausländer aus 
den Hauptanwerbeländern betrug in den ersten Jahren 
nach lnkrafttreten der Vereinbarungen zum Teil mehr 
als 100%. 

~~------~------~--~~~ 
Der Zustrom von Ausländern 

20 
aus den Hauptanwerbelä~dern 

Ueooi-------r-------t------

1000 1-------+ 

- 0~ 
JilhrltclloZLWIIII!nleumLB. '111 
IZ""' VIIgleich d"' Stoogungoo) 

100·~~~.-,~,,-~~-.~-,~,-.~,-r~,-,~,-,~~. ~.-,~,-r-

1955 1960 1965 1970 1975 1980 

Als um 1973 neue wirtschaftliche Schwierigkeiten 
etnsetzten. wurden die Auslandsdienststellen der 
Bundesanstalt für Arbeit angewiesen, die Anwerbe­
tätigkeit einzustellen. Lediglich das EG-land Italien 
war ausgenommen. Die Auswirkungen des Anwerbe­
stopps sind deutlich: Während die Italiener ihre Zahl 
Jahr für Jahr in gleichem. wenn auch geringem Maße 
erhöhten, ging die der Griechen, Jugoslawen, Portu­
giesen und Spanier zurück, und der Zuwachs der 
Türken verlangsamte sich. ln den beiden letzten Jah­
ren nahm die Zahl der Türken jedoch wieder um 4 700 
und 2 600 Personen zu. Statt Gastarbeiter kommen 
in den letzten Jahren häufig Familienangehörige. 

Die Ausfinder ln Schleawlg-Holateln em 30. G. 1G81 

Staatsangehorigkeit 

Europa 
Belgien 
Dimemark 
Frankreich 
Griechenland 
Großbritannien und Nordirland 
Irland 

Italien 
Luxemburg 
Niederlande 

EG-Staaten zusammen 

Jugoslawien 
Portugal 
Spamen 
Türkei 
Österre1ch 

Ostblockstaaten 

Ubriges Europa 

Afnka 
Agypten 
Athiop1en 
Algerien 

Ghana 
Marokko 
Nlgena 

Sudafrika 
Tunesien 

Übriges Afrika 

Amerika 
Argent1men 
Brasilien 
Chile 

Kanada 
Kolumb1en 
Peru 

Venezuela 
U.S.A 

Ubnges Amenka 

As1en 
Indien 
lndonesien 
Iran 
Japan 
Jordanien 
Korea, Republik 
Libanon 
Pakistan 
Phil1pp1nen 

Sri Lanka 
Synen 
Tha1land 

V1etnam 
Ubriges Asien 

Australlen und Ozeamen 

Staatenlos 

lnageaemt 1 

Anzahl 

79409 
201 

4827 
1 053 

2820 
3364 

250 
3857 

51 
1 718 

18141 

5803 
2437 
3035 

38667 

2894 
4 255 
4 177 

3614 
134 
92 

125 
1 474 

128 
147 
123 

1084 

307 

3365 
134 
157 
182 
308 
151 
201 

107 
1 815 

310 

5225 
664 
303 
989 
261 
112 
203 
111 
730 
321 
111 
154 
192 

376 
698 

299 

1 115 

gs2as 

1) e~nschlreßlich ungeklärt und ohne Angabe 
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85,1 
0,2 
5.2 
1.1 
3,0 
3,6 
0,3 
4,1 
0,1 
1,8 

19,5 

6,2 
2,6 
3,3 

41.5 
3,1 
4,6 
4,5 

3,9 
0,1 
0,1 
0,1 

1,6 
0,1 
0,2 
0,1 
1,2 
0,3 

3,6 
0,1 
0,2 
0,2 
0,3 
0,2 
0,2 
0.1 
1,9 

0.3 

5,6 
0,7 
0,3 
1 '1 
0.3 
0,1 
0,2 

0,1 
0,8 
0,3 
0,1 
0.2 
0.2 

0.4 
0,7 

0,3 

1,2 

100 



ln den letzten Jahren kommen, wie sich dem unteren 
Teil von Bild 1 entnehmen läßt, auch andere Staats­
angehörigkeiten häufiger vor. Seit 1979 haben die 
"Übrigen" um 6 900 Personen zugenommen, wovon 
beinahe die Hälfte aus Asien und Afrika stammt. Die 
Zahl derjenigen, deren Heimat das von Stammes­
fehden überzogene Ghana ist, stieg innerhalb der letz­
ten beiden Jahre von 615 auf 1 474, die der Inder 
und Pakistaner von 377 auf 664 beziehungsweise von 
446 auf 730. Von den Filipinos lebten vor zwei Jahren 
152, 1981 bereits 321 hier, von den Vietnamesen 
1979 erst 138, 1981 schon 376. Die Gründe sind in 
den politischen Unruhen und den damit verbundenen 
wirtschaftlichen Schwierigkeiten der Heimatländer zu 
suchen Der Zustrom hat sich aber im letzten Jahr 
abgeschwächt. Der größere Schub an Afrikanern und 
Asiaten lag im Zeitraum zwischen den Auszählungen 
des Ausländerzentralregisters von 1979 und 1980. 

Aus zwei weiteren Ländern sind in den letzten beiden 
Jahren viele Personen zugeströmt. aus Polen und dem 
Vereinigten Königreich. Bei den Polen kamen rund 
1 400 Männer und Frauen dazu, bei den Briten rund 
700 Für die Polen waren wohl die politischen und wirt­
schaftlichen Verhältnisse ausschlaggebend, was auch 
dadurch zum Ausdruck kommt, daß von Oktober 1980 
bis Ende September 1981 ihre Zahl von 2 100 auf 
3 300 stieg. Für die Briten, die seit 1973 Mitglied der 
Europäischen Gemeinschaft sind, dürfte die Zuge­
hörigkeit zu dieser Organisation entscheidend gewe­

sen sein. 

Nach wie vor ist Europa die Heimat der weitaus mei­
sten bei uns lebenden Ausländer, 1981 von über vier 
Fünfteln. Davon wieder stammen fast ein Viertel aus 
der Europäischen Gemeinschaft, zum Beispiel 4 800 
aus Dänemark, 3 900 aus Italien, 3 400 aus Groß­
britannien und Nordirland sowie 2 800 aus Griechen­
land. Von den übrigen europäischen Ländern ragen 
die Türkei mit 38 700 Personen und Jugoslawien mit 
5 800 Personen heraus. 41 ,5% aller 93 300 1n Schles­
wig-Holstein lebenden Ausländer sind Türken, 6,2 °/o 
Jugoslawen. Seide Staatsangehörigkeiten kommen 
auch im Bundesgebiet am häufigsten vor Dort er­
reichen die 1 ,55 Millionen Türken jedoch nur einen 
Anteil von einem Dnttel der Ausländer, während die 
637 300 Jugoslawen es auf 13,8 Ofo bringen, knapp 
vor den 624 500 Italienern. 12 200 Afrikaner, Ameri­
kaner und Asiaten in Schleswig-Holstein bedeuten 
einen Anteil von 13,1 °/o, 475 200 im Bundesgebiet 
einen Anteil von 10,3 Ofo. Zwei Jahre früher waren es 
bei uns erst 8 500 oder 1 0,8 °/o und im Bundesgebiet 
365 600 oder 8,8 Ofo gewesen. 

Ausländer Im Bundesgebiet und in Schleswlg-Holsteln 
am 30. 9. 1981 

Staatsangehörigkeit Bundesgebiet Schleswig-
Holstein 

in % in % 
1 000 1 000 

Europa 4 093.4 88,4 79,4 85,1 

Italien 624,5 13,5 3.9 4,1 

Griechenland 299,3 6,5 2,8 3,0 

Niederlande 108,7 2,3 1,7 1,8 

Großbritannien und Nordirland 88,9 1,9 3.4 3,6 

Frankreich 72,3 1,6 1 '1 1.1 

Belgien 17,3 0,4 0.2 0,2 

Danemark 12,3 0,3 4,8 5,2 

Irland 6,2 0,1 0,3 0,3 

Luxemburg 4,5 0,1 0.1 0,1 

EG-Staaten zusammen 1 234,1 26,7 18,1 19,5 

Türkei 1 546,3 33,4 38,7 41 ,5 

Jugoslawien 637,3 13,8 5,8 6,2 

Spanien 177,0 3.8 3,0 3,3 

Österreich 176,3 3,8 2,9 3.1 

Ostblockstaaten 151,8 3,3 4,3 4,6 

Portugal 109.4 2,4 2,4 2,6 

Übrige europäische Staaten 61 ,3 1,3 4,2 4.5 

Afrika 115,1 2,5 3,6 3,9 

Amerika 118,1 2,5 3,4 3,6 

Asien 242,0 5,2 5,2 5,6 

Australien und Ozeanien 6,7 0,1 0,3 0,3 

Staatenlos 33,9 0,7 1.1 1,2 

Ungeklärt und ohne Angabe 20,5 0,4 0.2 0.3 

Insgesamt 4 629,7 100 93,3 100 

ln Schleswig-Holstein leben 2 o;o aller 4,6 Millionen 
Ausländer des Bundesgebietes. Auf 1 000 Einwohner 
kommen bei uns 36 Ausländer, auf 1 000 Einwohner 
der Bundesrepublik Deutschland mehr als das Dop­
pelte, nämlich 75. Nordrhein-Westfalen ist das Land 
mit den meisten Ausländern, mehr als 1 ,4 Millionen 
sind es, Berlin (West) das Land mit der höchsten Aus­
länderdichte: 120 von 1 000 Berlinern sind keine 
Deutschen. Berlin ist damit noch lange nicht die Groß­
stadt mit dem höchsten Anteil an Ausländern. Von 
1 000 Frankfurtern und Offenbachern besaßen nach 
der Auszählung des Zentralregisters zum 30. Sep­
tember 1981 mehr als 200 eine ausländische Staats­
angehörigkeit. 

Fast die Hälfte der 93 300 Ausländer wohnten am 
30. September 1981 in Kiel, Lübeck und im Kreis 
Pinneberg: in Kiel 15 200, in Lübeck 15 1 00 und im 
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Ausländer ln den Bundaalindem am 30. 9. 1981 

Land Ausländer 

1n 1 000 in % je 1 000 
Emwohner 1 

Schlesw1g-Holstem 93,3 2,0 36 
Hamburg 151,6 3,3 92 
Niedersachsen 299,1 6,5 41 
Bremen 51 ,2 1 '1 74 

Nordrheln·Weslfalen 1 435,2 31 ,0 84 
Hessen 516,9 11,2 92 
Ahainland-Pfalz 169,2 3,7 46 
Baden-Wurttemberg 933,1 20,2 101 

Bayern 708,6 15,3 65 
Saarland 45,6 1,0 43 
Berhn (West) 225.9 4,9 120 

Bundesgablet 4 629,7 100 75 

1) Emwohner vom 30. 6 1981 

Kreis Pinneberg 13 500. Wenn man sie auf die Ein­
wohner bezieht. waren die Ausländer nirgends so 
häufig wie in Lübeck. 69 von 1 000 Lubeckern be­
saßen nämlich nicht die deutsche Staatsangehöngkeit, 
immerhin fast doppelt so viele wie im Durchschnitt 
aller kreisfreien Städte und Kreise. Die wenigsten Aus­
länder wohnen in den Kreisen Plön, wo 1 400, und in 
Dithmarschen, wo 1 700 Ausländer gezählt wurden, 
was 12 und 13 Nichtdeutschen je 1 000 Einwohnern 
entspricht. 

Was dte Ausländer angeht. lassen sich aufgrund der 
Karte drei Zonen unterscheiden: die vier kreisfreien 

'/W 10 bis unter 20 

20 bll unter 30 

~ 30 bitl unler 40 

~ <40 bis unter 50 

V.M 50 b<a unter eo 

Ausländer in regionaler Verteilung 
am 30. September 1981 

- 00 Undmohr Auslandet /8 1000 Einwohner 

Sial Monatah s H. 411982 

Städte mit 50 und mehr Ausländern je 1 000 Einwoh­
ner, die vier Kreise in der unmittelbaren Hamburger 
Nachbarschaft mit 30 und mehr Ausländern je 1 000 
Einwohner und die übrigen, weiter nördlich gelegenen 
Kreise mit zumeist weniger als 20 Ausländern je 1 000 
Einwohner. 

Die meisten nach Schleswig-Holstein ziehenden Aus­
länder kommen nicht etwa aus dem übrigen Bundes­
gebiet. sondern direkt aus dem Ausland. Von 1970 
bis 1980 erhöhte sich die Zahl der hier lebenden Aus­
länder durch Zuwanderungen um 38 900. Gegenüber 
dem Ausland betrug der Wanderungsgewinn 43 300 
Personen, in die übrigen Gebiete zogen dagegen von 
hier 4 400 Ausländer mehr fort als von dort zuzogen. 
Der Rückgang des Gastarbeiterstromes und d1e Zu­
nahme von Familienzusammenführungen lassen sich 
am deutlichsten an dem abnehmenden Anteil der Er­
werbspersonen unter den Zuwanderern nachweisen. 
1970 bis 1973 kamen jährlich 12 000 bis 13 000 Er­
werbspersonen aus dem Ausland nach Schleswig­
Holstein gereist, 1977 bis 1980 dagegen nur 3 000 
bis 7 000. Der Anteil der Erwerbspersonen sank von 
69 % im Durchschnitt der Jahre 1970 bis 1973 auf 
42 % im Durchschnitt der Jahre 1977 bis 1980. Für 
1981 ist damit zu rechnen, daß aus dem ln-und Aus­
land 4 500 zusätzliche Ausländer zuwandern, etwas 
mehr als die Hälfte derer, die 1980 kamen. Die ab 
1978 zu beobachtende Zunahme der jährlichen Zu­
wanderungsüberschüsse setzt sich somit nicht fort. 

Zu- und Fortzüge von Ausländern 1970 - 1980 

Jahr Wanderungssaldo 

insgesamt gegenuber 

dem den ubngen 
Ausland Gebieten 

1970 7 395 9691 -2 296 
1971 8947 9944 - 997 
1972 6979 5954 1025 
1973 6820 8 709 - 1889 
1974 781 1 057 - 276 

1975 - 2802 - 2 776 26 
1976 - 1 640 - 1 481 - 159 
1977 - 969 - 653 - 316 
1978 1 256 1 383 127 
1979 4 200 4 160 40 
1980 7925 7 353 572 

Zusammen 38892 43 341 - 4449 

Die Zahl der Ausländer ist nicht nur durch Zuwande-
rungen, sondern auch durch Geburtenüberschüsse 
gewachsen. ln den 11 Jahren von 1970 bis 1980 hat 
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sich die Ausländerbevölkerung allein dadurch um 
14 300 Personen vergrößert. Dieser Geburtenüber­
schuß errechnet sich aus 16 300 Geburten und 2 000 
Sterbefällen und ist zum einen auf den gunstigeA 
Altersaufbau zurückzuführen. Während von der ge­
samten Bevölkerung Schleswig-Holsteins rund 16 % 
65 und mehr Jahre zählen. sind es von den Auslandern 
nicht einmal 3 %. Dazu kommt die höhere Fruchtbar­
keit der Ausländerinnen. Zur Zeit werden auf 1 000 
Einwohner der Gesamtbevölkerung 9 Kinder geboren 
und es sterben 12 von 1 000 Personen. Auf 1 000 Per­
sonen des ausländischen Bevölkerungsteils kommen 
dagegen 16 Geburten und nur 2 Sterbefälle. 

Geburten0bel'8ch0sse der Ausländer 1970 - 1980 

Jahr 

1970 
1971 
1972 
1973 
1974 

1975 
1976 
1977 
1978 
1979 
1980 

Zusammen 

Lebend· 
geborene 

881 
1 233 
1 472 
1 735 
1886 

1 902 
1 734 
1 437 
1331 
1 313 
1368 

16292 

Gestorbene Geburten· 
OberschuB 

184 697 
163 1 070 
175 1 297 
185 1 550 
192 1 694 

166 1 736 
186 1548 
161 1 276 
179 1 152 
197 1 116 
168 1 200 

1 956 14336 

Die Fruchtbarkeit der Ausländer ist höher als die der 
Deutschen. Das gilt auch dann. wenn man nur die ehe­
lichen Geburten von ausländischen Ehepaaren und die 
nichtehelichen Geburten auslandischer Mütter zu· 
sammanfaßt und den Geburten gegenüberstellt, die 
aus Ehen mit mrndestens einem deutschen Elterntert 
entspringen einschließlich der nichtehelichen Gebur­
ten deutscher Mutter (diese Kinder erwerben nach 
§ 4 des Reichs- und Staatsangehörigkeitsgesetzes die 
deutsche Staatsangehorigkeit) . Fur die Jahre 1978 bis 
1980, dre zusammengefaSt wurden, um für die Aus· 
leinder magliehst wenig zufallsbedrngte Werte der 
Fruchtbarkeit zu bieten. ergibt sich dann eine "Brutto· 
reproduktionsrate" von 0,80 fur die Ausl~mdennnen 
und 0,68 für die Deutschen. 

Diese Raten stellen die auf dre Mädchengeburten be­
rechneten aufsummierten Fruchtbarkeitsziffern der 
15- bis 45jährigen Frauen der Jahre 1978 bis 1980 
dar. 1 00 Ausländerinnen würden bei Konstanz dieser 
Werte nach Ablauf ihrer 30 Jahre umfassenden Frucht­
barkeitsperiode durch 80 Mädchen ersetzt werden, 
100 Deutsche nur durch 68 Mädchen. Es versteht 
sich, daß der gedankliche Übergang von der Quer-
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Schnittsberechnung eines dreijährigen Beobachtungs­
zeitraumes auf eine Längsschnittbetrachtung die zeit­
liche Konstanz der gefundenen Werte voraussetzt. 
was ja in der Wirklichkeit selten der Fall ist. 

Wie die folgende kleine Übersicht zeigt, wurden 1980 
allein 473 aller 1 841 von einer Ausländerin geborenen 
Kinder aus einer Ehe mit einem Deutschen geboren. 
das ist ein Viertel. Die Fruchtbarkeit der Auslände­
rinnen wird daher viel zu niedrig eingestuft, wenn man 
- § 4 des Reichs- und Staatsangehöngkeitsgesetzes 
im Blick - nur jene Kinder auf die Ausländerinnen 
bezieht, die durch die Geburt nicht die deutsche 
Staatsangehörigkeit erwerben. Im Bild 4 1st daher auch 
die Fruchtbarkeit der Ausländerinnen dargestellt, die 
sämtliche von ihnen in der Berichtszeit geborenen Kin­
der einbezieht. Die Bruttoreproduktionsrate liegt jetzt 
mit 1,06 knapp über der bestandserhaltenden Zahl. 

lebendgeborene 1980 

Mu1ter 

Deutsche Ausländerin 

Ehehch 
Vater Deutscher 20148 473 
Vater Ausländer 355 130 t 

Ntchtehelich 2 201 67 

Summe 22704 1 841 

Der Geburtenrückgang, der gegen Ende der sechziger 
Jahre einsbtzte, ist nach 1975 auch bei den hier leben­
den Ausländern festzustellen. 1975 wurden noch 
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1 902 ausländische Kinder geboren, 25 je 1 000 Aus­
länder. Fünf Jahre später, 1980, waren es nur noch 
1 368, das sind, wie erwähnt, 16 je 1 000 Ausländer. 
Für 1981 sind nach den bis einschließlich November 
vorliegenden Monatsergebnissen rund 1 500 Auslän­
dergeburten zu erwarten. Damit setzt sich die schon 
1980 wieder ansteigende Tendenz verstärkt fort. 

Die für einige Jahre rückläufigen Geborenenzahlen 
haben den Altersaufbau der Ausländer an der Basis 
schmaler werden lassen. Das Ausländerzentralregister 
hat aber die Geburten der letzten 12 Monate nicht 
vollständig erfassen können, da der Altersgruppe der 
noch nicht Einjährigen rund 1 500 und nicht 1 100 
Kinder zuzurechnen sind. Allgemein gilt ja, daß die 
Registerauszählung zum 30. September nur wieder­
gibt, was zu dresem Zeitpunkt ins Register eingearbei­
tet worden ist. Vollständige Zahlen könnten frühe­
stens einige Monate später vorliegen, nachdem sämt­
liche Änderungsmeldungen, also auch die Geburts­
meldungen, eingeflossen sind. Davon abgesehen läßt 
sich vom Altersbaum immer noch deutlich ablesen, 
daß die Ausländer vor allem deshalb nach Schleswig­
Holstein gekommen sind, um hier zu arbeiten oder 
sich ausbilden zu lassen. 7 4 Prozent stehen im Alter 
zwischen 15 und 65 Jahren, von der gesamten Bevöl· 
kerung Schleswig-Holsteins dagegen nur 65 %. 

Die Türken haben eine besonders hohe Fruchtbarkeit, = .. Altersnutbau der Ausländer am 30. September 1981 
..__.. 

10 

11500 1 000 0 0 1 000 11500 - -
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weshalb auch 36 % von ihnen jünger als 15 Jahre sind. 
Der Anteil der im erwerbsfähigen Alter stehenden 
Türken beträgt nur 64 % und entspricht damit unge­
fähr dem der deutschen Bevölkerung. Fast keine Tür­
ken, nur 84 oder gerade 0,2 %, sind 65 Jahre alt und 
älter. Die hier lebenden Türken haben kaum ernen 
anderen Altersaufbau als die in der Heimat verbliebe­
nen. Ende Oktober 1979 wurden unter der 44 Millio­
nen starken Bevölkerung der Türkei 38 % Kinder bis 
14 Jahre, 57% Erwachsene zwischen 15 und 65 Jah­
ren und noch nicht einmal 5 % Ältere ermittelt. ln 
Schleswig-Holstein sind die Türken im erwerbsfähigen 
Alter erwartungsgemäß mit ernem etwas höheren 
Anteil vertreten. Dafür fehlen die Alten fast ganz 1 • 

Das Mengenverhältnis Männer zu Frauen fällt in Zu­
wanderungsländern wie der Bundesrepublik rein rech­
nerisch zugunsten der Männer aus, während wegen 
der hoheren Sterblichkeit der Männer normalerweise 
mit einer Überzahl an Frauen zu rechnen 1st. Die hbhe­
re Bereitschaft der Männer. in ein fremdes Land zu 
gehen, wird dabei sehr stark von dem Kulturkreis be­
stimmt, aus dem die Ausländer kommen. Während 
1 000 nichtdeutschen Europäerinnen 1 216 Männer 
gegenüberstehen, sind es unter den in Schleswig-Hol­
stein lebenden Afrikanern 2 596 und unter den Asiaten 
2347. 

Ein weiterer, ebenfalls zu erwartender Unterschied 
betrifft den Familienstand. Während von 1,3 Millionen 
männlichen Schleswig-Holsteinern 49 % verheiratet 
sind und von den 1,4 Millionen Frauen und Mädchen 
47%, lauten die entsprechenden Quoten bei den Aus­
ländern 41 % und 53 %. Am mobilsten sind heutzu­
tage noch die Männer, und von denen wiederum die 
ungebundenen. Eine unverherratete Frau hat dagegen 
vielfach immer noch mit Vorbehalten der Familie zu 
rechnen, wenn sie allein ins Ausland ziehen w1ll. Von 
den 21 700 verheirateten ausländischen Männern 
hatten 1 700 eine deutsche Frau, von den 21 900 ver­
heirateten Ausländerinnen hatten 3 300 einen deut­
schen Ehemann. ln den meisten Fällen stammt der 
ausländische Partner einer Mischehe aus einem euro­
päischen Land Mit einer As1atin waren 260 deutsche 
Männer verheiratet, das sind viermal so viele wie mit 
einer Türkin 320 deutsche Männer hatten eine Nord-. 
Mittel- oder Südamerikanerin zur Frau. 

Je nachdem, welche Ausländergruppen in den einzel­
nen Kreisen stärker vertreten sind, variiert auch der 
Anteil der Altersgruppen Der geringste Anteil der 

1) Council ot Europe: Recent Demographtc Developments rn 
the Member States of the Counctl ot Europe: Straßburg 1 980 



Kinder unter 15 Jahren ist mit 11 % für Nordfriesland, 
der höchste mit 30 % für Neumünster festzustellen. 
Dabei zeigt sich eine starke Korrelation zwischen die­
sem Anteil und dem Anteil der dort lebenden Türken. 
63 % aller Kinder unter 15 Jahren sind nämlich tür­
kischer Abkunft. Für die beiden erwähnten Gebiete 
Nordfriesland und Neumünster beträgt der Anteil der 
Türken unter den Ausländern zum Beispiel 1 0 und 
66 %. Wichtiger ist aber letztlich die Personenzahl. 
Erhebliche Konsequenzen erwarten die Kreise und 
kreisfreien Städte mit vielen ausländischen Kindern 
für Bereiche wie Kindergärten, Schulen und künftige 
Ausbildungsplätze. Lübeck mit 4 200, Kiel mit 4 000 
und der Kreis Pinneberg mit 3 300 Ausländern unter 
15 Jahren stehen dabei vor besonderen Aufgaben. 

Das Anwachsen der ausländischen Bevölkerung ist mtt 
einem Anstieg der Aufenthaltsdauer verbunden 2. 

1973 hielten sich die in Schleswig-Holstein lebenden 
Ausländer im Mittel (Zentralwert) 3,2 Jahre in der 
Bundesrepublik Deutschland auf, 1981 bereits 8 Jah­
re3 . ln den letzten 8 Jahren ist die durchschnittliche 
Aufenthaltsdauer damit um 5 Jahre gestiegen. Zwei 
Drittel aller 93 300 Ausländer leben aber weniger als 
1 0 Jahre in Deutschland. 

Wie sich die durchschnittliche Aufenthaltsdauer ver­
ändert, hängt u. a. davon ab, wie viele Ausländer zu­
und fortziehen. Die hohen Zuwanderungsüberschüsse 
der Afrikaner und Asiaten ließen die Anwesenheits-

2) Die Aufenthaltsdauer zählt, auch wenn der Ausländer in der 
Zwischenzelt die Bundesrepublik verlassen hatte, immer vom 
Datum der ersten Einreise 

3) Unterstellt man, daß d1e 6 560 Ausländer, dte SICh 20 und 
mehr Jahre in der Bundesrepublik Deutschland aufhalten, seit 
20 bis 30 Jahren hier leben, läßt s1ch auch der durchschnitt­
liche Aufenthalt als arithmetisches Mtttel errechnen. 8 Jahre und 
9 Monate ergeben sich dann als Verwelldauer. Für die 4,6 Milli· 
onen Ausländer des Bundesgebietes liegt sie mit 9 Jahren und 
6 Monaten etn Dreivierteljahr höher 

dauer der Afrikaner innerhalb zweier Jahre von 5,1 auf 
3,4 Jahre und die der Asiaten von 3,6 auf 3,2 Jahre 
sinken. Die Briten haben, um ein anderes Beispiel zu 
geben, die Griechen mittlerweile überrundet. Innerhalb 
von 2 Jahren wurden sie um 700 zahlreicher und 
halten sich im Durchschnitt nur noch 5,6 statt 6,0 Jahre 
hier auf. 

32 600 der 93 300 Ausländer Schleswig-Holsteins 
leben bereits 1 0 und mehr Jahre in der Bundesrepu­
blik Deutschland. Von Ihnen stammen 8 300 aus der 
Europäischen Gemeinschaft, 9 400 aus der Türkei und 
5 700 aus einem der früheren Anwerbeländer Jugosla­
wien, Portugal oder Spanien. Die Aufenthaltsdauer ist 
für die Einbürgerung eines Ausländers von Bedeutung. 
Ist ein Ausländer mit einem deutschen Ehepartner 
verheiratet, dann genügt - abgesehen von sonstigen 
Erfordernissen - , ein Inlandsaufenthalt von 5 Jahren; 
sonst wird ein Inlandsaufenthalt von mindestens 10 
Jahren gefordert. 

Ein Blick auf die Zahlen für die Bundesrepublik zeigt, 
daß 1980 37 600 Personen die deutsche Staatsange­
hörigkeit erworben haben, 37 000 davon durch Ein­
bürgerung. Die weltaus meisten Einbürgerungen waren 
sogenannte Anspruchseinbürgerungen. So wurden 
allein 21 100 Personen, die aufgrundvon Art.116 Abs.1 
des Grundgesetzes Deutsche sind, ohne die deutsche 
Staatsangehörigkeit zu besttzen, auf ihren Antrag h1n 
eingebürgert. Die sogenannten Ermessenseinbürge­
rungen von Ausländern nach § 8 und 9 des Reichs- und 
Staatsangehörigkeitsgesetzes beliefen sich dagegen 
nur auf zusammen 14 500 Fälle, das sind gerade 0,3 % 
aller 1980 im Bundesgebiet gezählten Ausländer. 4 000 
dieser 14 500 Eingebürgerten sind mit einem deut­
schen Ehepartner verheiratet. 

Gustav Thissen 

Weitere Angaben siehe Stat. Bericht A I 4. Vergleiche auch: 
.Ausländer in Schlesw1g-Holstem" m dieser Zeitschrift, Heft 
611980, S. 117 

ERLÄUTERUNGEN: Dte Quelle tst nur bet Zahlen vermerkt, dte n1cht aus dem Statrst1schen Landesamt stammen Der Ausdruck 
Kre,se· steht vereinlachend fur .Kretse und kretslre1e Stadte· Differenzen zwischen Gesamtzahl und Summe der T etlzahten ent­

stehen durch unabhang1ge Rundung: allen Rechnungen liegen die ungerundeten Zahlen zugrunde. Be1 Größenklassen bedeutet 
z. B .• 1 5": . 1 biS unter 5". Zahlen tn ()haben eingeschrankte Aussagefahigkell. 
p - vorlauflge, r - benchttgte. s - geschatzte Zahl, D - Durchschnitt. 
Zetchen anstelle von Zahlen tn Tabellen bedeuten: 

0 - wentger als die Haltte von 1 tn der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als ntchts 
- = n1chts vorhanden 

-Zahlenwert unbekannt oder gehetmzuhalten 
~Zahlenwert ntcht Steher genug 

x - Tabellenfach gesperrt, wetl Aussage nrcht stnnvotl 
... -Angabe fc:illt spater an 
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STATISTISCHE MONATSHEFTE SCHLESWIG -HOLSTEIN 
lieft 4 April l982 

Schleswig-Holstein im Zahlenspiegel 
Monats- und Vierteljahreszahlen 

1979 1980 I 1980/81 

Monals- Dez. Jan. Febr. durchschnitt 

Bevölkerung und Erwerbstätigkeit 

Bevolkerune am Monatsende 1 000 2 695 2 G05 2611 2 612 2 Gl2 

Naturliehe Bevolkerunesbeweeung 
*Eh s hllcBufli<"n 1) Anzahl I I 089 1 122 I 066 570 I 725 .. je I UO() Einw. und 1 Jahr 5,0 5,2 4,8 2,6 3,6 
•L<'b ndgeborene2l Anzahl 1 001 2 045 2 0~9 1 925 1 951 
• Je l 000 Elnw • und 1 Jahr 8,8 9,4 9,5 8,7 9,7 

oOCestorben. 31 (ohne Totgeborene) Anzahl 2 617 2 607 2 852 2 665 2 681 

• Je l 000 Einw. und 1 Jahr 12,1 12,0 12,9 12,0 12,9 
• daruntu lm craten Lclx'nsjahr Anuhl 25 23 2~ 24 27 

• l" 1 000 Lebendgeborome 13,0 11,4 11,9 12,S 13,8 

•Oberechuß delr Geboren<n (+) oder Gi!storbenen (-) Anznhl - 71G - 661 - 753 - 740 - 630 

• je I 000 Einw. und I Jahr - 3,3 - 2,6 - 3,4 - 3,3 - 3,1 

I landeru112en 

•tlb<'r di" Land a.:renze Zugezogene Anzahl 6 397 6 678 5 331 6 139 4 975 
*Über die Lnndcagrenze Portgezogene Anzahl 5 038 5 094 4 513 4 983 "479 

*\\anderungsgtwtnn (+)oder -~erlust (-) Anzahl + 1 359 + 1 584 + 818 + 1 15G + 496 
*Innerhalb des t.andc& t mgczogene 4) Anzahl 10 129 10 428 9 889 10 319 9 052 

\~undc runca!llll" Anuhl 21 564 22 200 19 733 21 Hl 18 506 
Jl! 1 000 l'inw, und 1 Juhr 147 150 13~ 143 138 

Arbeitslage 

\••bcitslos 1 000 39 39 53 62 62 
daruntttr *MIM< r I 000 18 19 26 35 35 

Kurzarbeiter I 000 2,6 1,8 5,3 6,5 9,8 
darunt<lr fitinner I 000 1,9 1,1 3,6 5,1 7,9 

OU .. .nl' Stellen 1 000 12,2 11,8 7,8 8,0 9,7 

L.mdwirtschaft 
Viehbestand 

!Undvlt>h (elnsc:hliellllch Kr.ltx·r) 1 000 I 552
11 

1 553" 1 553 
cb runter •ll1ilc:bb:Ohe 

(ohne \mmen- und MutterkOhe) 1 000 511
8 

520
3 

520 

*Schweine l 000 I 85-18 I 807n I 607 
darunter •ZUc:btaauen I 000 201. 199° 199 

darunt.r *trlchtlg 1 0011 1348 13-1° 134 

Schlachlun2en von Inlandireren 
*Rinder (ohne Kalber) 1 000 St, 41 41 .u 39 36 
*KAlber I 000 St. 1 1 1 1 I 
>O<Schwonne 1 000 l:il. 26Gb 259 259 259 228 

darunter •llaueechlachtungun 1 000 St. 5 4c 7 7 5 

Schlachtmengen ' 1 aus aewerblrchen Schiachlunten 
(ohn c(nngell 1 000 t 31,9 32,2 31,5 31,0 27,2 

da runter •runder (ohne KAlber) 1 000 I 11 , 6 11,5 11,1 10,5 9,G 
•KAlber 1 000 t 0,1 0,1 0,1 0,1 0,1 
•Sch"elne 1 000 t 20,1 20,5 20,2 20,3 17,4 

Durclrschnltthches Schlachleewocht lur 
JUod• r (ohne Klilbu) kg 286 285 277 276 273 
1\Albcr kg 103 101 lOG 104 99 
Schwe1n kg 80 80 80 80 80 

Gefluael 
6 E:ingo•legtc Brut• !er I *filr Legt!hennenkOken 1 000 142 127 80 104 125 

*<renJgelfit sch 71 
filr MasthOhnerkOkom 1 000 1 082 1 099 1 095 1 202 974 

1 000 kg 970 927 1 000 949 818 

MolehelZeugung 1 000 t 199 205 190 202 194 
daruntllr •an Molke N!ten und Händler gelleiert ." 96 97 96 97 9G 

*\lllchlelatung J• Kuh und Tag kg 12,7 13,0 11,9 12,5 13,3 

1981/82 

Nov. Dez. Jan. 

2 620 2 619 ... 
I 

773 I 103 ... 
3,6 6,0 ... 

1 911 2013 ... 
8,9 0,0 ... 

2 70() 2924 ... 
12,6 13,1 ... 

20 27 ... 
10,5 13,4 . .. 

- 795 - 911 ... 
- 3,7 - 4,1 ... 

5 896 5 278 ... 
5 034 4 723 ... 

+ 862 + 555 ... 
10 373 9 130 ... 
21 303 19 131 ... 

147 127 ... 

77 86 IUO 
43 50 61 

10,7 13,9 19,7 
8,6 11,7 16,6 

-1,0 3,5 3,G 

1 544 

525 

I 756 
188 
127 

45 38 35 
I 1 0 

254 233 236 
8 6 6 

31,7 28,5 28,1 
11.7 10,1 9,3 
0,1 0,1 0 

19,9 18,2 18,7 

289 207 273 
100 99 93 
81 80 81 

123 149 ij5 
1 088 1 196 1 140 

872 936 860 

168 
1891 

201 
96 96 97 

10,8 11,7 12, 4 

Febr. 

... 

.. . 

.. . . .. 

. .. 

. .. .. . .. . 

... 

... ... 

... . .. 

... 

... 

... 

... 

100 
61 

21,8 
18,1 

5,0 

I 

29 
1 

209 
-1 

24,3 
7,7 

0 
16,6 

274 
03 
81 

120 
964 
857 

194 
97 

13, 2 

•l fliese l'osit1ono n worden "on allen Stallstlachen Landesämtern Im "Zahlrnspiegel" vt'rllffentllcht 
1) nbch dem Ere!entllort 2) IUICh der Wohngemeinde der l\lulter 3) nach der' Wohngemeinde des VerstOI'bcnen 4) ohne Innerhalb der c.·meJnde 
l'mgezogene 5) elnachlleßllch Schlachtfette, Jedoch ohne Innerelen 6) in Betrieben mit einem Fuaun svermllgen von 1 000 und mehl' Eiem 
7) aus Schlachtungen lnllndlscben Cenogels in Schlacht~~>re!en mit einer Schlachtkapazitlt von 2 000 und mehr Tteren im 1\tonat 
a) Dezember b) V.lntl'rbalbjahr 1979/80 • 6 c) V. InterhalbJahr 1980/81 • 6 



Noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 
1979 1980 1980/81 1981/82 

Monats- Dez. Jan. Febr. Nov. De:~;. Jan. Febr. 
durchschnl tt 

Produzierendes Gewerbe 

Verarbeitendes Gewerbe 11 

*Beschllltigte (einschließlich tätiger Inhaber) 1 000 180 183 182 181 180 180 177 175 175 

darunter *Arbeiter und gewerblich Auszubildende 1 000 128 130 128 127 127 126 124 121 122 

~leistete Arbeiterstunden 1 000 18 853 19 117 17 659 18 415 18 003 18 737 17 199 17 098 17 173 

•Löhne (brutto) Mill. DM 281,3 308, 4 326,3 289,6 265,8 391,2 324,3 276.1 264.9 

*Gehälter (brulto) Mill. DM 163,0 180,5 205,9 173,3 170,2 255,6 212,2 178,2 177,3 

Auftragseingang auagewlUllter Wirtschaftszweige Mill. DM 1 244 1 396 1 623 l 237 1 532 l 452 2 024 1 610 1 223 

aus dem lnland Mill. DM 930 l 010 976 830 1 081 1 049 999 l 231 900 

aus dem Ausland Mlll. DM 314 385 647 407 451 403 1 025 378 323 

*Umsatz (ohne Umsatzsteuer) ~llll. DM 2 381 2 595 2 990 2 514. 2 539 2 868 2 920 2 615 2 537 

lnlandsum setz Mill. DM 2 009 2 lH ~ 342 2 037 1 998 2 320 2 355 2 003 2 100 

Auslandsumssl:t Mill. DM 372 421 G48 477 541 547 565 551 437 

•Kohleverbrau eh 2 l 1 000 t SKE 19 30 45 45 25 35 28 

*Gesverbrauch 
31 ;-.Ull. m3 30,8 29.3 27,3 36,0 35,1 37.7 34.6 36, 5 39,0 

•Stadt- und Kakere1gas Mill. m3 2.4 1,1 1,0 1,3 0,6 0.3 0.3 0.2 0,3 

• f':.rd- und Erdölgato 1\Ull. m3 28.5 28.2 26,2 34,7 34,4 37,4 34,3 36,4 38, 7 

•lleizölverbrauch4) 1 000 t 105 105 112 106 103 I 88 66 76 93 
ot.le1chtes lleu:öl 1 000 I 19 14 15 14 15 12 15 18 14 

•achwer.:a Heizöl l 000 I 86 91 97 89 88 76 51 57 79 

otoStt•ornverbraucb C.) Mill. kWh 215 225 231 221 221 225 218 202 214 

,.Stromerzeugung (lndustrl~lle Eigenerzeugung) C".Ull. kWh 34 34 41 34 32 30 46 36 30 

>~<htdcx der 1nduatrlellen Nettoproduktion 
(lnndessp•·zl!lsche lndilw• werden bis a:u1weiteres 
mcht mehr bl:'reclutet) 

Bauhauptgewerbe 61 I 

•Beschäftigt<" (einschlteßlich tlltiger Inhaber) Anzahl 57 160 57 610 56 476 54 907 53 995 51 554 49 926 47 332 46 492 

*Geleistete ArbeHsll'tllnden 1 000 6 486 6 582 4 323 3 243 4 174 5 648 3 232 2 OH 3 330 

darunt<!r fllr 
•Wohnungabauten 1 000 3 02~ 2 971 2 000 1 639 1 909 2 461 1 399 986 1 562 

•gey, erbliche und lndustrielle Bauten 1 000 1 078 1 179 777 642 869 1 043 656 516 762 

•Verkehrs- und IHremliehe Bauten 1 000 2 168 2 264 1 435 907 1 330 2 024 1 099 524 940 

LOhne (brutto) Mlll. DM 108,6 119,7 89,3 57,7 73,0 138,2 66,0 36,9 58,9 

•Gehälter (brutto) l\till. Dl\1 17,0 18,3 20,8 16,9 17,0 26,8 20,5 16,1 16,0 

*Raugewerblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) "'üll. D!ll 331,9 417,5 682,0 207,3 229,9 494.2 &26,6 186,6 172,5 

Auft ragaelngnng 
7

) Mill. DM 257,5 251,4 196,2 162,6 208,4 149,6 148,'1 101,8 177,4 

Ausbaugewerbe 8
' 

Beschtl!ligte Anzahl 8 912 8 808 9 060 8 848 8 708 9 037 8 869 8 678 8 382 

Geleistete Arbeitsstunden 1 000 l 079 I 057 1 026 !. 001 985 1 097 1 019 917 003 

Löhne und GehllltPr Mill. 0111 18,3 19,S 21,6 17,8 17,4 28.0 21,8 16,9 16,8 

Ausbaugell erblicher Umsatz (ohne Umsatzsteuer) Mill. DM 50,4 55,9 101,6 35,9 44,7 73,5 89,4 35,4 42,5 

I 

Ollentliehe Energieversorgung 
otoStromer:zeugung (brutto) Mlll. kWh 6?4 710 1 144 1 220 1 140 1 194 l 414 1 376 ... 
otoStromverbrauch 
(einschli~ßllch Verluste, 
ohne Pumpstromverbrauch) M1ll. k\\lh 767 788J 931 962 850 868 971 1 006 ... 

*Gaaerzeugung (brutto)3) Mill, m 
3 

5 4 6 7 6 3 6 G 4 

Handwerk 
Handwelk tlle~ubleo) 9! 

*Beschäftigte (einschließlich tAtiger Inhaber) 
4. Vj.80 4.Vj,81 

lllil Ende des Vierteljahr<!& 30. 9. 1976 I! 100 108,4 109,1 109,3 104,9 

"'Umsatz (ohne Umsat~steuer) Vj, -D 1976 9 100 121,9 135',0 163,2 153,8 

'") Diese Positionen werden von allen Statis!.lachen LandesAmtern Im 11 Zahlenopiegel11 veröflenUicht 
1) Betriebe mit 1m allgemeinen 20 und mehr B<!schAftjgten. Zur Methode siehe Statistischen Bericht E I 1 2) 1 t Steinkohle " I t SKE • Steinkohle-
Einheit (29 308 GJ) 3) 1 000 m3 Gas (flo !!!35,169 MJ/rn3) G 1,2 t SKE 4) 1 I Helzöl, leicht ~1,46 t SKE, schwer i1,40 t SKE 
5) 1 000 kWh Strom t 0, 123 t SKE 6) Zur Methode siehe Statistischen Bericht E 11 1 7) Nur Betriebe von Unternehmen mit 20 und mehr 
Beschäftigten 8) Zur Methode siehe Statistischer Bericht E lll 1 9) ohne handwerkliehe Nebenbetriebe 



Noch: Monats- und Vicrtt:ljahreszahkn 

11us I 1980 1980/81 I 
r Monats· Dez. Jan. Febr. 1 clurchachnltt 

Bautätigkeit 

BauaeoehJmaunaen 
4\l.ohngeblude (Errlcbtung neuer Gebludel Anzahl I 056 903 708 528 647 

darunter rnlt 
•I V.obnung ,\nzahl 910 743 563 435 480 

•2 V. ohnungen Anzahl 101 113 89 67 ll6 

•Rauminhalt I 000 m~ 915 825 730 446 651 

•WohnOI.che I 000 m 155 141 129 75 111 

•Niclttwohngeblude (l::rrichtcng n• uer Gt-bßude) Anzahl 165 176 138 94 110 

• Hauminilall 1 000 m~ 678 669 550 31fl 480 

•Nutznncbe 1 000 m 117 114 89 56 74 

•Wohnung"' i1111gesamt (alle BaltDl~ßnahmen) Am:ilhl I 607 1 580 I 717 84 3 I 300 

Handel und Gastgewerbe 

Auslutv 
•Auatuhr insgesamt MIU. DM 467,2 511,4 536,9 614,0 7r.8, 7 

davon OQter der 
•Ernnhrungawirtachaft Mlll. [) f 79,4 97,7 101,3 126,7 147,1 

•gewerblich n V.lrtlchaft Mill. UM 367 ,9 -113,7 435,6 487,4 611,5 

davon •Rohltorre Mlll. UM 10,8 10,4 11 , 8 11,8 12,0 

•Halb\\ a r< n Mlll. DM 42,6 61,6 62,4 67,6 68,0 

•FerUparen ~!lU. DM 334,4 341,7 361,4 408,0 531,5 

davon •VorerzeugDiese MU. UM 33,8 39,3 40,6 49,2 47,4 

•EnderJ.uug:niaa"• Mlll. IJM 300,6 302,3 320,8 358,8 484,1 

nach ausg \\llhlt<n V rbranchsll.ndern 

• EG-Lilnder t.UU. DM 210,8 236,4 23S, S 2Z8,7 282,0 

" ,2 39,2 32,2 32,8 <10,4 

darunt r Franl<relch Mlll. DM 39,S 52,G 59,1 50,6 51, :1 

Niederlande 1\tlU. DM 42,7 45,9 51,6 41,2 43, 9 

Dllnemark MiU. [IM 4G,7 51,2 40,9 42,111 81 , 5 

Gr rit "n AU DM 1 ollb anDi u. 

• Emzelhandel sumsätze !lceu 1970 Q 100 211,6 221,7 2 91,2 

' Gastaewerbetllllsllze (lc!:aal 10701100 174,0 184,9 151 ,9 

F remdenve~keh! 1n Belletbelauoasstälten 
m11 9 und lll!hl GAslebellen 

•AnkOnf'te 1 000 211 9S 75 93 

dal'W'lter *Von AWila.ndaglsten 1 000 21 9 7 10 

•Übel nacbtungen I 000 1 217 353 298 340 

darunter ._.on AuslandegAsten 1 000 47 20 17 22 

Verkehr 

Seeschlllallrl' 1 

O!lterempCang 1 000 t 1 249 l 205 1 235 993 1 180 

OOt<rvereand 1 000 t -&96 408 470 508 520 

Bmnenschllfal!rt 
~lllterempCang 1 000 t 200 202 195 183 159 

•Goten craand 1 000 t 227 208 181 180 192 

'Zulassun&en labukneuer K1afl1ahneuae Anzahl 9 819 9 264 7 025 73H 8 993 

darunter Kr&ttl'lld r (e!IUichließllcb Motorroller) Anr.ab1 299 377 39 68 237 
•Personenkrattwagt-n21 Anr.ahl 8 566 8 047 6 304 6 707 8 069 
•l..a.stkraftwagen (einachl. mit Sp":dalaufbaul Anr.ebl 647 536 431 391 418 

Slral!enverkelnsunfalle 
•UnflUle mit Peraonenschaden Anzahl I 401 I 474 1 287 1 111 1 038 

GetOtete Pe raonen Anzahl 44 44 50 31 43 

*Vcl'lutzte Personen Anzahl 1 828 1 909 1 675 l 519 l 338 

•I Dleae Poe!Uonen werden von allen StatiaUaclt~n Landealmtern 1m "ZahlellllpleQel" verö!fentUcht 
I I ohne Elgen&ewichte der als Verkehramltt"l im Fllhrverkehr transportierten Eisenbahn- und Straßen!ahrztruge 
2) e!Nichließltch Kombl.natlonakra!twagen 

1981/82 

Nov. Dez. Jan. Febr. 

391 488 335 333 

276 394 226 237 
68 54 60 67 

448 455 364 302 
78 77 64 52 

108 112 7CJ 90 

397 414 436 390 
07 81 74 69 

985 956 856 590 

876,2 641,6 608, 1 ... 
112,2 115,4 116,0 ... 
764,0 526,2 492,1 ... 

17,3 12,8 12,3 ... 
4ll ,3 62,8 57,6 ... 

700,5 450,6 422,2 ... 
43,8 55,2 59,3 ... 

656,7 395,4 362,9 ... 

253,9 240,0 249,0 ... 
50,& 49,1 5G, O ... 
u,o 42,5 38,6 ... 
47,7 46,4 41,0 ... 
S0,8 38,3 51,2 

p 122 l' 94 
p u p 10 
p <121 p 348 
p ~I p 22 

183 214 135 174 
123 128 87 128 

7 208 6 83o& 5 992 
54 51 100 

6 684 6 263 5 510 
302 319 236 

1 838 I 059 p 886' p 923 
61 30 p 30 p 31 

2 036 1 352 p 1 177 p 1 190 



Noch: Monats- und Vierteljahreszahlen 

1979 1980 1980/81 1981/82 

Monats-
11 Dez. I Jan. Febr. Nov. 

I 
Dez. Jan. j F•·br. durchschnitt I 

I 
Geld und Kredit I 

Kredite und Einlaaen ,, 

"Kredite3) an Nichtbanken insgesamt 
(Stand am Jahres- bzw. Monatsendei Mill. DM 46 900 52 677 52 677 52 742 53 236 57 350 58 066 58 329 58 -110 

darunter 
*Kredite 3) an inländische Nicht banken l\1111. DM 45 026 50 863 50 863 50 921 51 399 65 519 ss 21-1 1 56 473 56 536 

*kurzfristige Kredite (bis zu 1 Jahr) Mill. DM 7 866 8 893 8 893 8 716 8 815 8 947 9 2G9 9 227 A 311 
•an Unternehmen und Privatpersonen Mi11. DM 7 764 8 7G6 8 766 8 616 8 701 8 714 8 90(i 8 858 8 901 
>~<an öffenillche Haushalte Ml11. Dl\11 102 127 127 100 114 234 363 369 410 

•mittelfristige Krl'dite (1 bis 4 Jahre) l\lllll. DM 4 708 5 420 5 42.0 5 437 5 566 G 942 7 196 i 135 r, 851 
*an I.Internehmen und Privatpersonen Mill. DM 3 603 4 027 4 027 3 991 4 032 4 911 5 129 ;; 118 5 05B 
•an öffentliche ffaushalte Jlolill. DM 1 194 1 393 1 393 14<16 1 533 2 030 2 067 2 017 1 793 

*langfristige Kredite (mehr als 4 Jahre) 1\lill. DM 32 362 36 550 36 550 36 7691 37 019 39 630 39 748 •10 1121 .JQ 373 
*an Unternehmen und Privatpersonen Mill. Dl\1 25 565 28 553 28 553 28 723 28 874 30 014 30 141 30 304 30 255 
*an öff<"ntliche Ha11shalte Mill. DJ\l 6 797 7 997 7 997 

8 0461 
8 145 9 616 9 607 9 BOi 10 118 

*Einlagen und aufgenommenE' KrediteS) von Nichtb:.nken 
3-1. 5041 {Stand nrn ,Jahrt..•ll- bz\\. \lonatsende) ~lill. Dl\1 32 142 34 504 34 228 34 375 35 249 35 935 35 957 35 924 

tSwhtciluagt•n und Termlngo:>lder \lill, DM 18 340 20 576 20 576 20 466 20 630 22 379 22 242 22 388 22 3:!5 
•von linte~nchmen und Pr1vatperaonen ,Ull. DM 13 261 15 050 15 050 14 956 15 114 16 720 18 458 w •;r.s 16 579 
*Von ötfcnU1chen Hausbalten Mill. DM 5 079 5 526 s 526 I 5 509 5 517 5 659 5 784 5 723 5 746 

I 
"Spareinlagen .\Ull. D:\.t 13 802 13 928 13 928 13 762 13 745 12 869 13 693 13 568 13 599 

"'bei Sparkassen 
(ab l)ez. 80: Spareinlagen, Sparbriefe. 
Namenssparschuldverscllreibungenl .1\Ull. DM 7 797 7 924 9 772 9 784 9 812 9 559 10 015 9 989 10 033 

*Gutschriften auf Sparkonten 
(einschließlich Zinagut~chrlften) Mill. DM 659 728 828 979 696 651 B75 I 122 i59 
Laatachrlftcn auf Sparkonteu .'\.11U. DM ~30 719 777 1 153 716 624 78:l 1 :252 i29 

Zahlungsschwieng~elleo 
'"Konku•·sc (e•·öffnott! und mangels Masse abgelehnte) Anzahl 27 36 48 -1.2 '15 60 31 55 b~ 
*V"rgle1c.hsverfahr"n At1zahl 0,1 0,3 1 - 3 

43; I 
- -

•W~>chse1proteste (ohne dl e bei der Post) Anzahl 298 324 104 373 311 343 ... ... 
,.Wechselsumme l>üll, DM 1.8 z.o 2,8 2,5 2,0 3,8 3,0 ... . .. 

Steuern Vierte1Jatu·es- 4. Vj. 80 4.VJ.8l 
Steueraull!ommen nach der Steuerart durchschnitt 

*G ... me!nschaftssteuern Mill. DM 2 109,0 2 104,1 2 343,0 2 269. ~ 
"'Steuern vom Einkommen ;mu. DM 1 521,0 1 484,0 1 716,6 1 651,0 

•Lohnsteut.•r l) 1\Ull. 01\1 1 019,7 1 04-1,9 1 231,5 1 252,4 
.:zveranlagv• Einkommensteuer 1\till.. DM 3~9.3 282,4 356,6 250,9 
*nichtversnlagtt: Steuern vom Ertrag Mill. OM 14,9 20,0 17,5 22,0 
*Köq>erschartst"u"r 4) ;\Ull. DM 137,2 136,8 111,0 125.7 

*Steuern vom Umsatz J'.Ull. DM :>88,1 620,1 626,5 618.3 
•umsRtzsteuer Mill. DM 398.3 4.19,5 -112,7 .JO:!,S 
* Einfuhrumsatzsteuer !\fill. DM 189,8 200,6 213,7 21!1,8 

*BundessLeuern lvlill. UM 127,0 Hl,2 117,5 1-15.9 
•Zolle :1-Ull. UM 0,3 0,2 0,2 0,1 
*Vet•bl·auchsteut.>l"n (ohne "ßiersteuer) ll>lill. DM 116,9 J 30,5 111,6 138.9 

~Landesat~uet·n Mill. DM 130,8 128,1 121,4 :I 116,8 · I 
*Vc1·rn6genstcuer l\llill. DM 28,6 26,0 28,4 29,7 1 

*Kraftfahrzeugsteuer Mill. DM 67,8 68,1 59,7 5'1,1 
* Biersteuer Mill. 0:\.1 4,3 ~.4 4,2 4. 3 

*Gemeindesteuern Mill. DM 288,3 272,1 276,1 270,8 
•Grundsteuer A 1\lill. DM 7,1 7.2 7,0 7,0 
•Crundst~uer 8 1\'lill. DM 50,3 52,5 46,8 -19,6 
*Gewerbestl!ller nach Enrag und Kapital (brurto) ?>lill. DM 203,8 193,3 200,5 195,5 
* Lohnsummensteuer ;\1111. DM 4,7 0,2 0,1 0,1 

Steuerverteilung auf d1e GebletslcOrperschaflen 
O<Steuercinnahmen des Bundes Mill. DM 1 132,6 1 154,2 1 266,4 . I 1 256,G 

*Antt!U an den Steuern vom Einkommen ll.fill. DM 582,0 569,7 669.1 • 640,0 
•Anleil an den Steuern vom Umsatz Mlll. DM 397,0 -118,6 422,9 417,3 
•Anteil an der Gewerbest~>uerumlage Jl,lill. DM 26,6 24,9 56,9 53,-l 

*Steuereinnahmen des Land~>s ~1111. DM 1 190,4 1 178,9 1 270,6 1 273,2 
*Anteil an den Steuern vom Einkommen t..fill. DM 714,7 695,4 790.9 i6G,ö 
*Anteil an den Steuern vom Umsatz Mill. DM 318,4 334,7 301, 5 336,4 

I •Anteil an der Gewerbesteuerumlage Mill. DM 26,6 24,9 56,9 53.4 

"Steuereinnahmen der Gemeinden 
und Cemeindeverbllndo Mill. DM 458,4 440,1 837,3 830,·1 

*Gewerbeateuer S) 
nach .E1-trag und Kapital (netto) Mill. DM 150,5 143,6 86,6 88,6 

~Anteil an der Lohn-
und veranlagten Ej.nkommensteuer Mill. DM 221,3 217,8 475,0 468,5 

Fußnoten nächste Seite 



Nod1 Mo nat\- und Vicrtcl jahrcszah lt:n 

Preise 

Pretstndexztflern 1111 Burdesaebtel 1976 • 100 

Einfuh.rprt-.st-
Auetuhrpreiln ti 
Clr'llndatoffpt·eiae (l9i0 9100) 

l::r:r.eu~"rpr .. ls" 61 
!!~" .,rbllch~r Produkt<' 61 
londwlrtschuftllcht!r Produkte 

9Pr~1slndox !Ur Wohngeblud.,, :-;eubau, 
Bauleistungen arn Cr•bludt:! 

Einkautspro;lae lsndwlrtachnftl!cht r 
Rctr!.,barn1ttel (Auagab~mndexl 6) 

Einzclhondclspreiee 

*Prelliindux dt1r Lebenshai ung aller pnvaten Hauehalte 
dart~mer tar 

•Nohnm s- und Clenul!rnlttel 
f..leidun , Schuhe 

\\ ohnunesmleten 
f.."'lektri:r.ltllt, Gaa, Br.nnstoffe 
Qbrl~l! \\aren und O!enath•tatungen 
fOr di" llauahalte!Ohrung 

Löhne und Gehälter 
• Effektlvverdwf16t" >.n DM • 

Arbetier 1n lnrtustue und Hoch und Ttelbau 

ßrutto,.ochem erdh•net<' 
'"mAnnllche A r•br•lter 

darunter Facharbeiter 
•we bllche Arbeit er 

danm•er IUUsnrbelter 

llruttostundem t'rd enste 
'"mlnnllcbe Arbeiter 

darunter •Facharbeiter 
...,.elbllch Arb ltflr 

danmtE>r HUfsarbe ter 

Htlzahlt~ \\ h• nrb ltazelt 
ml!nnl eh rbel!cr IS nden 
""blich Arbdter Stundtnl 

A~restellle Brutlomooatsverd,enste 
ln lnduall'l• und !loch- und Tu•!bau 

Kau mtinnlsche AngP&tellw 
•mllnnltch 
"'"eiblich 

T~ehnlsch<> Anc•st;,llte 
-mlnnltch 
*"elbUch 

ln llandd, Kredl! untl \ erslcherungen 
Kautmllnn1ache Angeatellte 

OmJinnllch 
..",elbltch 

Technische Ang Rtcllte 
mllnnl1ch 
""!blich 

ln Industrie und Hamle1 zuummen 
KautmUnnlache Ane•steUte 

milanlieh 
weiblich 

Technloch" AngPBt<'llte 
mllnnll<:h 
wdbllch 

.~.J I 1s2o 

l\lonata­
durchschnltl 

109,1 
108,2 
156,1 

108,9 
9U,9 

121,1 

106,0 
110,1 

U0,9 

108,2 
11-l,2 

109,8 
124,8 

110,2 

577 
GOi 
377 
361 

13,46 
14,16 
9.3~ 
8,117 

42.~ 

40,1 

3 0861 
2 126 

3 305 
2 040 

2 675 I 
1 806 

2 736 

2 808 
1 893 

3 267 
2 035 I 

125,3 
115,1 
173,6 

lli,1 
99,3 

134,1 

112,7 
116,1 

117,0 

112,7 
120,8 

11!'>,4 
137,6 

11G,7 

609 
G4~ 
400 
385 

14,3S 
15,14 
9,99 
11,611 

42,4 
40,1 

3 319 
2 272 

3 526 
2 192 

2 863 
I 943 

2 955 

3 008 
2 035 

3 490 
2 192 

I Dez. 

130,9 
116,6 
179,7 

120,0 
102,8 

116,4 
118,0 

119,3 

113.8 
123,4 

117,3 
145,4 

119,7 

121,2 
102,0 

117,6 
119.0 

120,3 

115.3 
124,0 

117,7 
148,2 

121,2 

601 
630 
404 
388 

14.34 
15,05 
10,22 

11,81 

41.9 
3!1.) 

3 413 
2 333 

3 570 
2 255 

2 959 
2 019 

2 929 

3 101 
2 IOö 

3 530 
2 252 

•l f)iese Positionen werd"n von allen Statistlachen Landestimtern 1m "Zahlenspleg~l" veröffentlicht 

Febr. 

139.0 143,3 14-4,., 
118,9 122.8 124,8 
185,6 196,2 198,6 

122,2 129,5 129,8 131,5 131,0 
102,1 p 110,1 p 111,5 p 111,3 p 109,5 

138,4 143,7 

118,6 124,5 124,8 p 126,3 
119,7 124,3 124,7 126,2 

121,2 126,4 126,8 128,2 

116,2 119,8 120,3 122.G 
124,7 129,:. 120,7 130,9 

118,1 1!!2,6 123,0 124,1 
151,0 166.0 166,4 108,4 

121,8 126,1 126,7 127,9 128,9 

:I 

11 Bestandnahtun bei Krl'd1te und Einlagen: Stand 31, 12. 2) D1e Angaben umfauen dit! tn Schleallil&·Holateln gelegenen Niederlassungen der zur 
monatlichen Bt!QnzstatJstlk b~rtchtenden KredtUnsutute; ohn•• Landcucntralbank, ohne dte Kredit&enossenschalten (Ratffelsen), der<·n Bilanzsumme 
am 31. 12. 11172 "''ntg•r als 10 l\1111. 0~[ betrug, aowle ohne d1e Poatecheck- und Postsparkaasenllmter 3) emschlleßllch durchlaufender Kredite 
4) nach llerockalchtlgung der Einnahmen und Auegaben aus der Zerlegung 51 nach Abzug der Gewerbesteutontmlage 
61 ohne l:m5atz-(l\l,hrv.•rt)-steuer 



Jahreszahlen B 
Erscheint im monatlichen Wechsel mit A 

Wohnungswesen Ausfuhr 
Frerndenverkehr21 

in 156 Berichtsgemeind .. n 

zum Bau 
fertiggestellte von Meldungen Obernachlungen 

Jabr 
Wohnungen 1) Bestand in lD Gütern 

genelunigte ins- EG-
Länder der 

im soztalen 
an 

gesamt der gewerb-
Wohnungen ins- Wohnungs- Wohnungen 

Länder 
EFTA Iichen ins- Auslands- ins- Auslands-

I) gesl!llll 
bau Wirlachart gesamt gäste gesamt gi!Bte 

in I 000 w 1000 in.,. in 1 000 Mill. DM in 1 000 

1976 16 15 12 1 040 5 394 2 278 920 4 719 2 951 229 24 469 480 
1977 16 18 10 1 O:i7 6 092 2 298 808 5 186 3 007 237 24 069 494 
1978 20 15 7 l 012 5 246 2 267 747 4 324 2 942 246 2 381 505 
1979 19 17 8 1 089 5 607 2 530 724 4 655 2 836 2ä5 21 823 549 
1980 18 8 198 78 1 107 8 6 137 2 837 883 4 964 2 976 238 22 748 522 

Straßt>nverkehrsunf4l.le Spar- S) Soz"ialhllfe 
Kfz- Bestand am 1. 7. mit em.lagen Kriegs-

Personenschaden opfer 
nm fOraorge 

ins- laufende Hilfe zum 
Jt>hr 31. 12. 

gesamt Lebensuntol'llalt 
1Jl8- Kraft- Pkw3} Lln<. 4) 

gesamt rlider t ' nflllle Getötete Verletzte tn Au!wand Aur-.and Empfänger Aufwand 
'VI.lll. UM in lJl !n 

tnl 000 ~Iill, 1>~1 ~flll. DM tn I 000 Mill. DM 

1976 922 9 785 47 17 716 591 23 184 11 705 477,6 153,0 81,4 37,4 
1977 979 11 838 49 18 720 728 24 620 12 552 513,8 W9,9 63,8 36,0 
1978 I 035 l-1 889 &I 18 587 633 24 330 13 437 559,6 183,2 62,2 39,2 
1979 I 0~4 16 940 54 16 815 522 21 930 13 802 597,7 196,8 60,5 41,3 
198U 1 129 20 968 56 17 684 523 22 D04 13 928 658,3 213,2 ... . .. 

Steuern Neuv Prsc:hu1dung61 

Steuereinnahmen Steuern vom E.mkommen 
der Gemeinden und 

Gemewdeverbände 7) 
Jahr 

Steuern Verbrauch- Gewerbe- dca 
vom veranlagte steuern steuet· Landes Kredn-

des des der Umsatz ins- Lohn- Ins-
Bun<ll's Lnndes Geme1nd~n gl•t.UUDt st<luer Elnkomnoen- geRamt mat·kt-

steuer mittel 

1\lill. DM 

197~ 3 418 3 387 I 318 1 357 4 071 2 561 I 213 430 647 6 019 2 463 1 9:!1 
1977 3 788 3 876 I 466 I 487 4 596 2 822 1 403 481 735 a 613 2 491 l 940 
1978 4 022 4 141 1 SI(; 1 778 4 759 2 849 1 474 498 745 7 317 2 544 2 003 
1979 4 386 3 487 • 54-4 2 004 5 091 3 002 I 545 523 834 7 865 2 592b 2 04~ 
1980 4 013 4772 1 825 2 352 5 360 3 443 l 394 467 83·1 9 065 2 557 I 981 

Preisindizes un Bundesgebl<'t Löhne und G~hlllt"r 

der 9) industriearbelter10) Angestellte 
öffentlicher Otenst 

ErzeugerpreiseS) Lebenshaltung in Industrie 101 und llandel 
Cilr 1976 9 100 

Bruttowochenlohn Bruttomonatsgehalt Bruttomonatsgehalt 
111 

Jahr Wohn-

gewerb- landwtrt-
gebäude kau fmä.nruJ!ch .. techn. 

Beamte \ng<'stellte 
lJcher scha!Uiche1· Nabrungs- Mlinner Frauen 

Angestellte Angest. 
A 9 BAT Vlll 

Produkte Produkte 1976 g 100 l.Jls- und (Inspektor) ( BUrokraft) 
gesamt GenuO- Männet· Frauen Mllnner 

mittel 
1976 Q 100 1976 Q 100 DM 

1976 100 100 100 100 100 482 3!& 2341 1 554 2 716 2 462 1 825 
1977 102,7 98,9 104,9 lOS, 7 104,9 515 340 2 495 I 681 2 905 2 590 1 919 
1978 103,9 95,5 111,3 106,5 106,4 5H 361 2 654 1 786 3 070 2 70~ 2 003 
1979 108,9 96,9 121,1 110,9 108,2 577 377 2 808 I 893 3 267 2811 2 082 
1980 117,1 99,3 134,1 117,0 112,7 609 400 3 008 2 035 3 'l90 2 985 2 210 

l) E1•richtung neuer Gebäude (Wohn- und N!chtwohnbau) 2) Fremdenverkehrsjahre (Oktober des vorangegangenen bis September des bezetchneten 
Jahres) 3) einschließlich Kombinationskraftwagen 4) einsclilleßllch mli Spezialaufbau 5) ohne Postspareinlagen 61 ohne Kassenkredite 
7) ohne Schulden dEtr Eigenbetriebe 8) ohne Umsatz(Mehrwert)steuer 9) fOr alle privaten Haushalte 10) einschließlich lluch- und Tiefbau 
11) Endgehalt, dle Angaben gelten für Verheiratete m1t ewem Kind a) vorlAu!igee Ergebnis b) ohne Schulden der Krankenhll.u~er 



KREISFREIE STADT 

Kreis 

FLENSBURG 

KIEL 

LOBECK 

Nf:UMÜNSTER 

Dithmarschen 

Hzgt. Lau<nbur& 

Nordfrlealend 

Oatholstein 

Pinneb.rg 

Plön 

Rendlburg-Eck~~rde 

Schlcawig-Fhmsbu rg 

Segebere 

Steinburg 

!:itorman• 

Schleawig-llol&tuln 

KREISFREIE STADT 

Kreis 

FLEJ\SBURG 

KIEL 

LOBECK 

;!>;EU MONSTER 

Dithmarachen 

llzgt. Lauenburg 

Nord!rle&1and 

Oatho1ateln 

Pinneberg 

Plön 

I 

R~ndaburc-Eckern!Ord< 

Schleawie- Flenaburg 

Seee1K·r1 

Stelnbur1 

Stormarn 

Schl.,.,. lg- Holatem 

Kreiszahlen 
Bevl!lk e runasve rllnderung 

Bevölkerung am 30. November 1981 im l\ovembe r 1981 

inseesamt 

87 6S8 

249 918 

219 423 

80 027 

130 955 

157 036 

162 360 

193 273 

260 873 

116 432 

246 543 

182 390 

212 012 

128 759 

191 883 

2 619 542 

Botriebe 
am 

28,2.1982 

i7 

139 

148 

77 

80 

99 

59 

80 

195 

49 

131 

87 

177 

98 

147 

1 653 

Verl.nderung gegeno~r 

Vormonat 
VorJahres-

-
+ 

-
-

+ 

-
-
-

+ 

+ 

-
+ 

+ 

+ 

+ 

in'le 

o.o 1 
0,1 

0, 0 

0,1 

0,1 

0,0 

0,1 

0,1 

0,0 

0,2 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0, 0 

monat 1) 

-
-
-
-

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

+ 

0,4 

0,2 

0,6 

0,2 

0,3 

0,8 

0,2 

0,9 

0,2 

0,0 

0,5 

0,3 

0,9 

0,2 

1,5 

0,3 

tlber 1 chull 
der 

Gebor.,nen 
oder 

Geatorbenen 

-
-
-
-

-
-
-
-
-
-
-
-

(-) 

45 

108 

14S 

43 

41 

27 

44 

87 

19 

38 

36 

24 

19 

78 

61 

795 

Verarbeitendes Gewerbc31 

Umaatz41 

Beach!lrugt .. Im 
nm Februar 

28. 2. 1982 1982 
Mll1. DM 

9 070 114 

26 114 246 

24. 495 227 

9 964 85 

6 930 289 

8 65G 77 

3 146 52 

5 759 83 

21 599 275 

2 813 29 

11 061 134 

4 965 103 

14 566 186 

10 701 167 

15 619 470 

175 ~58 2 537 

I 

Wende-
runge-
gewinn 
oder 

-verluat 
(-1 

30 

295 

70 

- 25 

111 

14 

- 128 

- 63 

82 

218 

6 

34 

45 

32 

141 

862 

Bevölke-
rungs-

zunahme 
oder 

-abnahme 

-

-
-

-
-
-

-

(-) 

15 

187 

75 

68 

70 

13 

172 

130 

63 

180 

30 

10 

26 

46 

80 

67 

tnageaamt 

32 806 

92 734 

80 183 

33 44G 

63 610 

67 793 

74 723 

80 723 

115 ~89 

53 791 

112 318 

87 176 

108 657 

58 899 

87 472 

1 149 820 

I 

StraßenverkehriNnlllle 
mit Peraonenschaden Im Februar 1982 

Unflllle 

26 

79 

68 

24 

38 

50 

69 

62 

92 

39 

101 

62 

106 

48 

69 

923 

(vorllufige Zahlen) 

Getötete
21 Verletzte 

-
1 

3 

-
4 

1 

3 

2 

-
-
3 

2 

8 

3 

31 

38 

103 

78 

28 

47 

64 

90 

76 

117 

!16 

133 

88 

137 

58 

79 

I 190 

Kraftfahrzeugbeatend 
am l. Januar 1982 

: Pkw~) 

I Je I 000 

i 
Anzahl Einwohner 

29 535 337 

83 828 336 

72 176 329 

29 748 371 

51 128 391 

58 315 371 

60 401 373 

69 098 358 

100 979 387 

45 353 390 

93 903 381 

70 760 388 

93444 HO 

48 092 373 

76 940 401 

983 700 376 

1) nach d"m Geblet81tnnd vom 30. ll. 1981 2) einachlieBlich der Innerhalb von 30 Tagen an den UnCaUColgen veratorbcnen Peraonen 

3) Betriebe m allgemeinen 20 und mehr Beachi.Ctii\en 4) ohne Umsatzeteuer 5) einachlleßlich Kombinahonekraf\wagen 

Anmerkung: liehe Tabelle mit 136 Krelazahlen, dJe von allen Statlatlachen Lendeallrotem gebracht \\erd.,n, erachein\ ln Heft 5 u . 1 1 



Zahlen für die Bundesländer 
Bev!Ukerung Arbe1tamarkt •V•ehbestftnde 

am 30. September 1981 

Verloderune I Jlindvieb am 3. 6.1981 offene Schweme 
Land 

gegenOber Arbeitdose Kurzarbeiter 
Stellen insgesamt 

lnagesamt I am Monatsmitte Milchkühe 
lß 1 000 vz I Vorjahrea- 31.1.1982 Jan. 1982 

am am 
(einschl. 

1970 atand 
31. 1. 1982 3. 8. 1981 Zugk(lhe) 

in." ln 1 000 

! I 
Sebl..awlg- Holate•n 2 619,8 + 6,0 + 0,4 100 20 4 1 874 1 582 497 

Harnburg 1 639,0 - 8,8 - 0,6 49 10 4 11 15 3 
Niedereachsen 7 267,9 + 2,6 + 0,2 279 58 I 13 7 101 3 261 1 057 
Brem~n 692,6 - 4,2 - 0,4 28 5 2 8 22 4 
Nordrbein-Weatfalen 17 051,5 + 0,8 - 0,1 557 129 27 5 685 2 012 610 
lleSSl'n 5 609,7 + 4,2 + 0,2 142 49 

I 
12 1 343 005 293 

Rhcinland-Pfalz 3 643,0 - 0,1 - 0,0 114 31 I 7 696 691 236 
ßad~n-Württemberg 9 287,8 + 4,4 + 0,3 188 108 24 2 281 I 855 082 
Bayern 10 953,1 + 4,6 + 0,3 385 108 24 4 263 4 990 I 087 
Snnrland 1 OG4,S - 5.0 - 0,3 38 10 1 51 74 26 
ßerlln (W<!st) 1 890,4 - 10,0 - 0,4 70 12 4 4 1 0 

I 
llundt>ag• bl<'t GI 719,2 + 1,8 + 0,1 1 950 539 I 122 23 339 lli 406 5 395 

Verarbell<"'des Gewerboll Bauhauptgewerbe 
\\ Ohnulljl S\\' es n 

1m November 1& 1 

Umaatz21 Beschalt1gte zum Bau genehmigt< 
Land Reach:llt>gtc 1m lJczembcr 1981 am 30. November 1981 \\ohoungen 

am - ---31. 12.1981 
Auslande-

"' 1 ono t.llll. UM Ulnaatz 111 1 000 J" 1 000 Anzahl 
je 10 ooo 

m1o Ewwohner Eln\\Ohn<!r 

Sehleswig-liol&tcln 177 2 020 19 52 20 985 3,8 

Jlnmburg 16~ 7 386 11 29 111 411 2,5 
Nh!<l<•raachscn 694 10 789 30 lH 20 2 508 3,5 
Drcrn\:n 86 ! 035 I 23 14 20 132 1,9 
NordrhNn-'1\.catralt>n 2 112 31 626 27 282 17 5 642 3,3 
IIessen 646 8 224 I 

31 102 18 1 849 3,3 

Rbelnland-P(alz 388 G 708 40 74 20 1 972 11,4 
Baden- \\Orttemb~re 1 445 19 386 31 196 21 <I 572 4,9 
Haycrn 1 342 17 064 31 260 24 6 134 4.7 
Saarland 153 1 980 I 32 20 lll 425 4,0 
ßerlln (West) 172 2 781 12 32 17 227 1,2 

ßundc>8gcblt!l 7 381 110 897 28 I 206 20 23 857 3,9 

•Krz-&stand41 Stra!lenverkehraunflllle G) .Bestand SteuerellUlDhmen 
Alll 1. Juh 1981 tnlt Pereonenachaden 1m Dezember 1981 

an 
!:ipar-

7 

I Pkw 51 ' 
einlagen ) dea des der 

Land am L.andc• Bundes Gemeinden 
in•- Verun• 30,11. 

rcsnmt Anzahl t;nfllle GctOtete Verlct~te 
gluckte 1981 

mol, Vierteljahr 1981 
i je; I 000 Jt' 100 in IJM 

j Einwohner Unlllllc Jl> 
in 1 000 Ein\\ohner in DM je .Einwohner 

Schluwig-llolat"ln I 149 983 376 1 059 30 l 352 131 4 812 497 495 ... 
Hamburg 632 569 847 743 18 953 131 8 185 846 4 106 ... 
Nied.-raachsen 3 272 2 774 j 382 2 699 103 3 632 138 G 028 508 571 ... 
Bremen 289 2<12 

I 
350 269 8 314 120 6 773 659 1 320 ... 

Nordrhein- Wutfall'n 7 248 6 ~76 380 6 362 159 8 193 131 G 016 578 977 ... 
llesaen 2 624 2 277 406 2 066 54 2 780 137 7 560 624 856 ... 
Rh~lnland-Pfalz 1 749 1 468 I ~03 1 375 37 1 860 138 6 796 530 674 ... 
Baden-WOrtlernberg 4 349 3 697 399 3 331 114 4 478 138 7 364 632 876 ... 
ßay~rn 5 140 4 194 

I 
383 3 830 132 5 258 !oll '1 654 552 680 ... 

Saarland 470 420 394 490 16 564 118 6 542 505 563 ... 
Bcrlln (..., eat) 65-l 582 

I 
308 823 15 1 010 125 6 694 445 1 564 ... 

Bundesgebiet 27 655
8 

23 7318 
385 23 047 685 30 394 I 135 6 995 574 911 ... 

•I An di~ser Stelle erscheinen abw~chselnd Angaben Qb.,r VlehbeatAnde, Getreide· und Karto(fcl<rnte, Kfz- ßeetand und Bruttoinlandsprodukt 
1) Betriebe mlt 1m allgemeinen 20 und ml'hr BeachAfhgten 2) ohne Umaatzateouer 3) Von Kalendcrunregelmlißlgkelten bereinigt 
4) ohne Bundeepoat und Bnnd~sbahn 5) clnachlleßllch Komblnationakraltwagen 6) Schleswlg-l!oistein endgtllttge, Obrlge Lllnder vor! ufige Zahlen 
7) ohne Poataparolnlagen 

a) Llnder ohne, Bundcegebiet einacbließllch flundespoet und Bundesbahn 



~'"IUI 5-H D 5180 SCHLESWIG-HOLSTEINISCHE WIRTSCHAFTSKURVEN · 8 
Tli A - 1n den Heften der ungeradzaiUigen Monale - en1hal1 Bevölkerung (Bevölkerungastand, Wanderu'1Q$bewe0ung, naUlr11che Bevölk~; Proislndel der Lebenshal1ung Im Elundeogobial, 

VenJlgiiJck1e 1m Stm8enverl<ehr. M>eil...-dlensto, Steuere~ 

Verarbeitendes Gewerbe" 

3000 Mill DM Umsatz .... 
j A A I\ 

... 11 1\ 1\ I "' 

' I\/ I \1 \ I 2600 

1\ A 1\ I V ~ ·u 
I \ I \1 \ -2600 

1 r \. 1 [VI • \j 
V \I 

2400 

2200 
V 

2000 
\ 
1 

1600 
II I I II I I I I I I I I I I I I I I I I II I I I I I I I I I 

188000•-1-------+-- Beschäftigte--+------+ 
186000,_ ______ +------~~~------+ 
1~000,_ ______ +----r.~;~~~~~------+ 
182000+---~~ 
180poo+---_,.",., 
178000·+-~l'i'</ 
178000·~~~~--~~~~~~---4~--~-~--~ 

I I I I I I I 1 I I I I I I II I I I I I I II I I I I 1 I I I I 

1979 1980 1981 

Schiffbau• 

300 Mlll 0 Umsatz 
t-- -

250 A 
1\ I 
I\ I " 

200 

' \ ' I 1\ f'...J-. 
1\. A \ 1\ ,I I \I 

\ 1\ \ I y \ 
1\ V'# V\ "'-I 1\ 'I 

150 

100 

\ 'tl .I V -
~ r 50 

0 
' 

1700CH-------+---Beschä~te--+------+ 

15 

14~~~-----~4---~--~~-~--~~~ 
111 11 111111 1111111 11 11 1111111111 1 

1979 1980 1981 

Nahrungs- und Genußmlttel* 

950 Mlii. DM Umsatz 

900 
1\ I\ 
1\ I \. 
I ....... 

1\ t'\ -1= t--- I\ _ 

~-I \ 1\ I \ I 
r-- 1\ I .- f--V- '.J _l ... _ 

850 

600 

750 

700 H-
I" 

I I I I II I II I 11111111111 11111111111 
850 

24 
II I I II II ~-~-~-~-~ I II II I I I II 

1979 1980 

'ltldUitroe· und~~-mit 1m a11gome1n<1n 20 und mehr a-N~niQien 

Maschinenbau* 

420 Mill. DM Umsatz ... I 

-" I 
1- f- --

~ 7 
l. 1\ I 380 

I 1\ 
1\ A 1-\-1 -A \. 

1\ V'>J ~ 
V\ / 1\ /'\1\. -\ I "' V \J \ \I 

340 

300 

260 

't' 
220 

180 
I I I I I I I I I I I 11111111111 I I I I I II I I II 

Elektrotechnik* 

180 Mlll 0 Umsatz 

• R--· -- II 160 

~I I V 

fT-A7\ f ""' 
I \ I 

.... -~ ll 
./V \1 \I 

A. ...-'\. I 'V -
\;._ -, 

140 

120 

100 

80 
-

60 I I I I II I I I I I I I I I I I II I II I I II I II I I I I 

21 000+---------+- Beschältlgte--+------+ 
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